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1 Einleitung 
„Wir haben die Erde nicht von unseren Eltern geerbt, 
sondern von unseren Kindern geliehen“ 
Indianisches Sprichwort 
1.1 Einführung und Problemstellung 
Die Innenministerkonferenz am 21. November 2003 mit dem Beschluss 
von einem zahlungsorientierten zu einem ressourcenorientierten Haus-
halts- und Rechungswesen führte zu einem grundlegenden deutschland-
weiten Wandel der kommunalen Haushaltswirtschaft. Die Landesregie-
rungen der einzelnen Bundesländer waren damit zu einem länderspezifi-
schen Gesetzgebungsprozess, welcher den Beschlussinhalt erfüllen soll, 
verpflichtet.1 
 
Der baden-württembergische Startschuss für den Paradigmenwechsel von 
der Kameralistik zum Neuen Kommunalen Haushaltsrecht (NKHR) ist in 
etwa sechs Jahre später – als eines der letzten Bundesländer von 
Deutschland – gefallen. Die Verordnung des Innenministeriums über die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinden (Gemeindehaushaltsverordnung – 
GemHVO) vom 11. Dezember 2009 tritt in Kraft. Durch diese Verordnung 
basiert das NKHR nun auf einer gesetzlichen Grundlage. 
 
Ein über zwei Jahrzehnte langer Reformprozess geht damit zu Ende und 
die Vorbereitungen zur Umsetzung in den Kommunen beginnen – sei es 
die EDV-Einführung, die Erfassung und Bewertung des Vermögens, Schu-
lungsmaßnahmen oder die neue Gestaltung des Haushaltsplans, etc.. 
 
___________________ 
1 Gem. § 144 GemO in der Fassung vom 24. Juli 2000, geändert durch Gesetz am 4. Mai 
2009 kann das Innenministerium Baden-Württemberg Verwaltungsvorschriften erlas-
sen. Gem. S. 1 Nr. 14, 16, 18 bis 26 handelt es sich um die Gestaltung des Haushalts-
rechts.  
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Der Reformprozess war und ist mit vielen kritischen Meinungen und Äuße-
rungen untermauert. Negativschlagzeilen reichen von der Kosten- und 
Aufwandskritik bis hin zur Bezweiflung eines dadurch gewährleisteten 
sinnvollen Haushaltswesens aus den Reihen der Verwaltungen, der Politik 
und der Bürgerschaft. Doch – „Gesetz ist Gesetz“ – und seit dem Erlass 
der neuen GemHVO bedeutet dies nun aus dem NKHR das Beste zu ver-
wirklichen. 
 
Das Präsidium des Gemeindetags Baden-Württemberg wendete sich im 
Jahr 2007 im Rahmen des geplanten neuen Haushaltsrechts mit der Äu-
ßerung, die Einführung des NKHR bringe „das Ende der Kommunalpolitik“ 
mit sich, an die Öffentlichkeit. 
Nur eine Befürchtung? Oder eine Tatsache? 
 
Für die derzeitigen amtierenden Gemeinderäte in Baden-Württemberg 
bedeutet die neu erlassene GemHVO  – zumindest für den überwiegen-
den Teil – eine Umstellung des Haushaltsrechts innerhalb dieser Legisla-
turperiode.2 Alle 19.0253 Gemeinderäte von Baden-Württemberg – mit der 
Unterstellung einer Wiederwahl der Selben im Juni 2014 – sind deshalb 
mit einer Auseinandersetzung über das NKHR konfrontiert. Es scheint da-
her äußerst wichtig, die Gemeinderäte – die Entscheidungsträger der 
Kommunen – auf die Umstellung in hohem Maße vorzubereiten.  
 
1.2 Ziel der Diplomarbeit 
Diese Diplomarbeit soll auf der Ebene des Gemeinderats den Nutzen des 
Neuen Kommunalen Haushaltsrechts herausarbeiten. Dabei werden Kos-
ten- und Aufwandsaspekte, eine Abwägung der Vor- und Nachteile sowie 
___________________ 
2 Die Kommunalwahlen vom 7. Juni 2009 führen aufgrund der Amtszeit eines Gemeinde-
rats in Baden-Württemberg von 5 Jahren (§ 30 I GemO) zu Neuwahlen im Juni 2014. 
Das NKHR muss flächendeckend gem. § 64 III GemHVO n. F. mit Beginn des Haus-
haltsjahres 2016 eingeführt sein. 
3 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg: Endgültige Ergebnisse der Gemeinde-
ratswahlen 2009. 
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haushaltsrechtliche Grundlagen – im Vergleich zur Kameralistik – und die 
Ziele aus Sicht des Gemeinderats analysiert.  
Von besonderer Relevanz ist die Betrachtung der Forschungsfrage, ob der 
Gemeinderat durch die Einführung des NKHR einen Nutzenvorteil erhält 
oder diese Reform das tatsächliche Ende der Kommunalpolitik zur Folge 
hat. 
 
1.3 Methodisches Vorgehen 
Im theoretischen Teil dieser Arbeit soll zu Beginn im Kapitel 2 ein kleiner 
Überblick der Eingliederung des Gemeinderats in das kommunale System 
dargestellt werden. Dabei sollen die wesentlichen Aufgabenkompetenzen 
– insbesondere hinsichtlich der Finanzpolitik – abgegrenzt werden. 
 
Im anschließenden Verlauf werden im Kapitel 3 die für den Praxisteil die-
ser Arbeit relevanten wesentlichen Grundzüge der Kameralistik und des 
NKHR auf rechtlicher und systematischer Ebene gegenübergestellt.  
 
Für die Erarbeitung des Praxisteils der Diplomarbeit wurde eine empiri-
sche Umfrage bei Gemeinderäten durchgeführt.  
Aufgrund des „Schlusslichts“ Baden-Württemberg im Rahmen der Umset-
zung des neuen Haushaltsrechts gibt es in anderen Bundesländern be-
reits jahrelange Erfahrung zur Thematik. Die empirische Umfrage bezieht 
sich auf die Erfahrung von Kommunalpolitikern aus den Bundesländern 
Nordrhein-Westfalen und Hessen, sowie aus Kommunen von Baden-
Württemberg, die bereits als Pilotkommunen agieren. 
Durch eine nach Zufall ausgewählte Anzahl von 70 Kommunen in den drei 
beteiligten Bundesländern, klärten sich 35 Kommunen bereit, an der Um-
frage teilzunehmen und somit den Mandatsträgern den Fragebogen aus-
zuhändigen. Der Fragebogen wurde über die einzelnen Verwaltungen in 
der Gesamtheit an 1.103 Mandatsträger ausgeteilt. Die Umfrage verlief 
während des Zeitraums  1. November 2009 bis 31. Januar 2010. Die 
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Rücklaufquote beläuft sich, nach Abgabe von 131 ausgefüllten Fragebö-
gen, auf 11,88 %.  
Die Umfrage stützt sich auf Fragen über die Kameralistik als auch die Pra-
xisanwendung mit dem neuen Haushaltsrecht. Die Umfrageergebnisse 
werden dazu genutzt, im Praxisteil über bestimmte Themen, Kritik und 
Probleme beider Haushaltsrechtsvarianten zu diskutieren und ein aktuel-
les Meinungsbild zu analysieren. 
 
Der Fragebogen und die dazugehörige Auswertung finden sich in der An-
lage 1 bzw. Anlage 2 wieder. 
 
Das Kapitel 4 „Die Bedeutung des Haushaltswesens aus Sicht des Ge-
meinderats“ wird auf der empirischen Umfrage gestützte Aussagen, über 
die Rolle des kommunalen Haushaltswesens für einen Gemeinderat, nahe 
bringen. 
 
Im anschließenden Kapitel 5 „Der Gemeinderat in der Kameralistik“ findet 
sich das Meinungsbild aller befragten Gemeinderäte zu speziellen Fragen 
der Kameralistik wieder.  
 
Das Kapitel 6 „Der Gemeinderat im Neuen Kommunalen Haushaltsrecht“ 
stützt sich auf den Erfahrungsbericht des Gemeinderats im Umgang mit 
dem neuen Haushaltsrecht.  
 
Im Kapitel 8 „Fazit“ findet sich eine Schlussbetrachtung über den in allen 
Kapiteln dargestellten Inhalt, sowie das Ergebnis auf die zentrale Frage-
stellung:  
„Hat der Gemeinderat einen Nutzen vom  
Neuen Kommunalen Haushaltsrecht?“ 
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2 Der Gemeinderat im kommunalen System 
In diesem Kapital werden die Funktionen des Gemeinderats auf der kom-
munalen Ebene und der Umfang der Einwirkungsmöglichkeiten des Ge-
meinderats auf das Haushaltswesen herausgearbeitet. 
2.1 Wesen und Funktion der Gemeinde 
Ist die Rede von einer Gemeinde, so handelt es sich um die unterste de-
mokratische Gebietseinheit der Bundesrepublik Deutschland. Der Begriff 
Gemeinde, auch häufig mit dem Begriff Kommune gleichgestellt ist im Art. 
28 II GG im Zusammenhang mit der kommunalen Selbstverwaltung ver-
ankert. Die kommunale Selbstverwaltung fasst das Prinzip der Übertra-
gung von Verwaltungsaufgaben des Staates auf rechtlich verselbststän-
digte Organisationen – in diesem Fall die Organisation „Gemeinde“ – die 
der Staat nicht primär selbst erfüllt, zusammen.4 Die Gemeinden sind ein 
wichtiger Bestandteil für Bund und Länder und gem. § 1 I GemO5 „Grund-
lage und Glied“ des demokratischen Staates. 
 
Den Gemeinden ist das Recht garantiert, „alle Angelegenheiten der örtli-
chen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu 
regeln“6. In der Fachliteratur wird mit dieser Gesetzesnorm oftmals der 
Begriff der „Aufgabenallzuständigkeit“ in Verbindung gebracht. Nach h. M. 
können kommunale Aufgaben in das Prinzip der Hoheitsrechte eingeord-
net werden. Die Gemeinde ist als Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
Träger von Hoheitsrechten.7 Als Hoheitsrechte, die den Gemeinden zuge-
wiesen werden, gelten die Personal-, Organisations-, Planungs-, Sat-
___________________ 
4 Vgl. Waibel, Gerhard: Gemeindeverfassungsrecht Baden-Württemberg, 5. Auflage, 
Stuttgart 2007, S. 15, Rn. 27. 
5 Der Verweis auf „GemO“ bezieht sich sowohl auf die alte Fassung, sowie die neue Fas-
sung. Die Gesetzesreform bringt dazu keine inhaltliche Änderung mit sich.  
6 Art. 28 II S. 1 GG. 
7  Vgl. Geis, Max-Emanuel: Kommunalrecht, München 2008, S. 43, Rn. 12. 
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zungs- und Finanzhoheit.8 Letzteres wird im Folgenden mit der Bedeutung 
für die Gemeinde erläutert. 
2.2 Die Finanzhoheit der Gemeinde 
Unter dem Begriff Finanzhoheit versteht man das Recht der Einnahmen- 
und Ausgabenhoheit, aber auch der Begriff der Haushaltshoheit – dem 
Etatrecht.9 Da es eine gesetzliche Verankerung der Finanzhoheit nicht 
gibt, wird diese nach h. M. aus dem Art. 28 II GG und dem Art. 71 LV ab-
geleitet und somit daraus geschlossen, dass die Finanzhoheit das Recht 
ist, die Finanzwirtschaft innerhalb der Gemeinde eigenverantwortlich und 
unbeeinflusst von Dritten zu regeln.10 
Die Finanzhoheit ist von grundlegender Entscheidung, damit eine Ge-
meinde „die zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben erforderliche Mittel“11 be-
schaffen, verwalten und sie einsetzen kann. 
Zu klären ist die Zuweisung der Aufgabenkompetenz der Finanzhoheit. Es 
müssen die im gemeindlichen Prinzip verantwortlichen Personen, die im 
Bereich der Finanzhoheit handeln, herausgearbeitet werden. Dazu ist es 
dienlich, den systematischen Aufbau der Organe einer Kommune zu be-
trachten. 
2.3 Die Organe der Kommune 
Das kommunale System ist auf verschiedene Organe aufgebaut, denen 
unterschiedliche Aufgaben per Gesetz zugewiesen sind. Gem. § 23  
GemO handelt es sich bei den Verwaltungsorganen einer Kommune um 
den Gemeinderat und den Bürgermeister. Für die weitere Diskussion we-
sentlich ist die Betrachtung des Organs „Gemeinderat“. 
___________________ 
8  Vgl. Waibel, 2007, S. 21ff, Rn. 39ff. 
9  Vgl. Faiss, Konrad/u.a.: Kommunales Wirtschaftsrecht in Baden-Württemberg: Syste-
matische Darstellung zur Finanzwirtschaft der Kommunen, 7. Auflage, Stuttgart 2002 
S. 62f, Rn. 66f. 
10  Vgl. Sixt, Werner/u.a.: Der Gemeinderat in Baden-Württemberg, Stuttgart 2009, S. 65, 
Rn. 140. 
11 Faiss, 2002, S. 62f, Rn. 66f. 
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2.3.1 Das Organ „Gemeinderat“ 
Das Grundgesetz ebenso wie die Landesverfassung regelt, dass in einer 
Gemeinde das Volk eine Vertretung haben muss.12 Der Landesgesetzge-
ber von Baden-Württemberg hat im § 24 I S. 1 GemO normiert, dass der 
Gemeinderat die Vertretung der Bürger und zugleich das Hauptorgan der 
Gemeinde ist. Die Rechtsnorm der Volksvertretung auf Gemeindeebene 
resultiert überdies hinaus ebenfalls aus dem Art. 28 I GG und inhaltlich 
übereinstimmend auch aus dem Art. 72 I LV. 
2.3.2 Die Aufgaben des Gemeinderats 
Durch die gesetzliche Regelung – der Gemeinderat ist Hauptorgan der 
Gemeinde – wird dem Gemeinderat ein hohes Maß an Verantwortlichkeit 
der kommunalen Aufgaben übertragen. Das hohe Maß der Kompetenz-
zuweisung des Gemeinderats, legt sich insbesondere darin nieder, dass 
der Gemeinderat in der Gesamtheit im Besitz der kommunalpolitischen 
Führung ist und somit als Entscheidungsträger von wichtigen Gemeinde-
angelegenheiten auftritt.13 
Zu erläutern bleiben die abstrakten Begrifflichkeiten der „kommunalpoliti-
schen Führung“ und der Gemeinderat als „Entscheidungsträger von wich-
tigen Gemeindeangelegenheiten“. Mit Hilfe der Gesetzgebung, von Urtei-
len des Verwaltungsgerichtshofes Baden-Württemberg, sowie letztlich mit 
den h. M. aus der Fachliteratur, lässt sich folgendes darstellen: 
Die kommunalpolitische Führung wird als Träger der Grundsatzentschei-
dungen interpretiert. Als Grundsatzentscheidung werden dabei die Haus-
haltsplanung, die Daseinsvorsorge, die städtebauliche Entwicklung, als 
auch wesentliche Personalentscheidungen genannt.14 
Unter dem Einbezug der Negativabgrenzung kann folgende Betrach-
tungsweise begutachtet werden. Dem Bürgermeister einer Gemeinde – 
der nach § 23 GemO als Verwaltungsorgan dem Gemeinderat gleichge-
___________________ 
12 Vgl. Art. 28 I S. 2 GG; Art. 72 I LV. 
13 Vgl. Waibel, 2007, S. 128, Rn. 225. 
14 Vgl. Sixt, 2009, S. 8, Rn. 12. 
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stellt ist – werden gem. § 44 II GemO „die Geschäfte der laufenden Ver-
waltung“ übertragen. Darunter fallen nicht „Entscheidungen mit Dauerwir-
kung, anzeige-, vorlage- oder genehmigungspflichtige Angelegenheiten“.15 
Es sollte klargestellt werden, ob es sich im Bereich der Finanzhoheit – die 
haushaltsrechtliche Aufgabe einer Gemeinde – um einen Kompetenzbe-
reich des Gemeinderats handelt. 
2.3.3 Die haushaltsrechtliche Aufgabe des Gemeinderats 
Die haushaltsrechtliche Aufgabe des Gemeinderats – die Haushaltspla-
nung, die Haushaltsplanausführung sowie die Haushaltskontrolle16 – regelt 
nicht nur die Gemeindeordnung sondern auch die Gemeindehaushalts-
verordnung von Baden-Württemberg. Im Folgenden wird der rechtliche 
Rahmen der Einflussnahme des Gemeinderats der haushaltsrechtlichen 
Aufgabenkompetenz einer Gemeinde abgesteckt. 
Der Gemeinderat kann durch die Hauptsatzung beschließende Ausschüs-
se bilden und an diese bestimmten Aufgabengebiete übertragen.17 Diese 
Übertragungsmöglichkeit wird vom Gesetzgeber jedoch eingeschränkt. 
Gem. § 39 II GemO sind gewisse Aufgabenbereiche von Grund auf nicht 
an bestimmte Ausschüsse oder die Verwaltung abweisbar. Darunter findet 
sich auch in der Nr. 14 des § 39 II GemO „der Erlass der Haushaltssat-
zung und der Nachtragssatzungen, die Feststellung der Jahresrechnung, 
die Wirtschaftspläne und die Feststellung des Jahresabschlusses von 
Sondervermögen“. Bei der Haushaltssatzung, die dem Haushaltsplan 
gem. § 80 I GemO untergeordnet ist, handelt es sich um eine vorlage-
pflichtige Angelegenheit.18  
Die haushaltsrechtliche Aufgabe – die Finanzhoheit – kann zwar auf Aus-
schüsse für Beratungszwecke übertragen werden, die Beschlussfassung 
jedoch im Kompetenzbereich des Gemeinderats bleibt.  
___________________ 
15 Waibel, 2007, S. 197, Rn. 369. 
16 Vgl. Faiss, 2002, S. 95, Rn. 108. 
17 Vgl. § 39 I GemO. 
18 Vgl. § 81 II GemO. 
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Hierzu ist folglich die stetige und nicht abweisbare Aufgabe des Gemein-
derats, die Haushaltswirtschaft zu beraten und zu beschließen, in dessen 
Geschäftsbereich festgehalten. Dabei ist darauf Acht zu geben, die Haus-
haltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige Erfüllung der  
Gemeindeaufgaben, unter Beachtung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts, gesichert ist.19 
Ein Grundwissen über haushaltsrechtliche Begriffe und Systemzusam-
menhänge sollten für sorgfältige und gemeinwohlorientierte Entscheidun-




19 Vgl. § 77 I GemO. 
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3 Kameralistik vs. Neues Kommunales Haushalts-
recht 
In diesem Kapitel sollen die wesentlichen Grundzüge, wichtige Kennzah-
len und Systemzusammenhänge, sowie Haushaltsausgleichsregelungen 
und die Ziele der Kameralistik mit dem Neuen Kommunalen Haushalts-
recht erläutert und dargestellt werden. Dieses Kapitel stellt die für den 
Gemeinderat zugeordnete Aufgabenkompetenz wichtigen Grundlagen 
beider Haushaltssysteme dar. 
3.1 Die Kameralistik 
3.1.1 Das Geldverbrauchskonzept 
Die Kameralistik kennt man – seit dem Reformprozess des kommunalen 
Haushaltsrechts 1974/1975 – als Trennung der Haushaltsdarlegung in 
einen Verwaltungs- sowie einen Vermögenshaushalt.20 
Diese beiden Haushalte stellen in der Gesamtheit den Haushaltsplan dar 
und zeigen die Finanzierung der kommunalen Aufgabenerfüllung durch 
Einnahmen und Ausgaben, sowie den Verpflichtungsermächtigungen.21 
Die Unterscheidung zwischen Verwaltungs- und Vermögenshaushalt hat 
zum Ziel, ob die Einnahmen oder Ausgaben Auswirkungen auf das Ver-
mögen der Gemeinde haben.22 
Aufgrund der Darstellung der Einnahmen und Ausgaben innerhalb der 
beiden Haushalte ist auch die Rede von einem Geldverbrauchskonzept.23  
Geldverbrauchskonzept deshalb, da der Verwaltungs- und der Vermö-
genshaushalt die Geldzu und – abflüsse eines Haushaltsjahres der Kom-
mune gegenüberstellt.  
___________________ 
20 Vgl. Schwarting, Gunnar: Der Kommunale Haushalt: Haushaltswirtschaft, Haushalts-
steuerung, Kassen- und Rechnungswesen, 2. Auflage, Berlin 2001, S. 46, Rn. 44. 
21 Vgl. Faiss, 2002, S. 138, Rn. 201. 
22 a.a.O., S. 141, Rn. 205. 
23 Vgl. KGSt: Vom Geldverbrauchs- zum Ressourcenverbrauchskonzept: Leitlinien für ein 
neues kommunales Haushalts- und Rechnungswesen auf doppischer Grundlage, Be-
richt 1/1995, Köln 1995, S. 11. 
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Der Verwaltungshaushalt beinhaltet die Einnahmen und Ausgaben aus 
laufender Verwaltungstätigkeit. Auf die Abgrenzung führt der § 1 II  
GemHVO a. F. hin. Mit einer Negativabgrenzung sind alle Einnahmen und 
Ausgaben, welche nicht bereits nach § 1 I GemHVO a. F. in den Vermö-
genshaushalt gehören, als laufende Verwaltungstätigkeit anzusehen.  
Beispiele für Einnahmen (Geldzufluss) im Verwaltungshaushalt sind Steu-
ern, Entgelte, Gebühren und Abgaben. Gängige Ausgaben (Geldabflüsse) 
können Personal-, Sach- und Betriebsausgaben oder Zinsausgaben, so-
wie Umlagen an Dritte sein. 
Der Vermögenshaushalt dagegen umfasst die Einnahmen und Ausgaben 
der „Investitionen und die damit verbundenen Finanzierungsvorgänge so-
wie die Veränderungen der Rücklagen“24. Gerade deshalb taucht der 
Vermögenshaushalt in der Literatur oder im Sprachgebrauch oftmals mit 
dem Begriff „Investitionshaushalt“ auf. Beispiele für Einnahmen (Geldzu-
flüsse) des Vermögenshaushalts können Investitionszuweisungen und –
zuschüsse, Kreditaufnahmen, die Zuführung vom Verwaltungshaushalt , 
Entnahmen aus Rücklagen oder Erlöse aus Veräußerungen sein. Als 
Ausgaben (Geldabflüsse) fließen Tilgungen von Krediten, die Kreditbe-
schaffungskosten, Ausgaben für Vermögenserwerb in Form von Grund-
stückskäufen, Zuführungen zu Rücklagen und dem Verwaltungshaushalt 
oder auch Baumaßnahmen ein.  
3.1.2 Der Haushaltsausgleich in der Kameralistik 
Der Haushaltsausgleich findet innerhalb des Verwaltungs- und Vermö-
genshaushaltes statt. Dies verlangt ein Gleichgewicht zwischen den Ein-
nahmen und den Ausgaben innerhalb dieser beiden Haushalte.25  
Die Gesetzgebung schreibt für den Haushaltsausgleich zwei wesentliche 
Komponenten vor. Es handelt sich dabei um die Pflichtzuführung26, sowie 
die Soll-Zuführung27. Dabei geht die GemHVO a. F. von einem grundsätz-
___________________ 
24 Schwarting, 2001, S. 47, Rn. 44. 
25 Vgl. Faiss, 2002, S. 104, Rn. 126. 
26 auch „Musszuführung“ genannt. 
27 Vgl. § 22 I GemHVO a. F..  
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lichen Einnahmeüberhang des Verwaltungshaushalts aus.28 Der Verwal-
tungshaushalt soll mindestens durch die laufenden Einnahmen und Aus-
gaben einen Überschuss in Höhe der Kredittilgung und den Kreditbeschaf-
fungskosten – das Disagio – an den Vermögenshaushalt zuführen. Dar-
über hinaus schreibt die Soll-Zuführung einen Haushaltsausgleich in Höhe 
der aus Entgelten gedeckten Abschreibungen vor. Diese Soll-Zuführung 
führt im Falle eines höheren Betrags als die Pflichtzuführung zu einer An-
sammlung von Rücklagen. Hierbei findet ein Ausgleich des Vermögens-
haushalts statt, da die überschüssigen Einnahmen im Vermögenshaushalt 
zu Ausgaben – eine Zuführung – an die Rücklagen führen.29 Mit der Soll-
zuführung soll ein zumindest teilweiser Substanzerhalt erreicht werden. 
Ein teilweiser Substanzerhalt findet nur deshalb statt, da das kommunale 
Haushaltswesen nur in Teilbereichen der Aufgabenerfüllung durch Entgel-
te gedeckt wird.30 Die Pflichtzuführung verfolgt das Ziel die Kredite aus 
laufenden Mitteln zu tilgen. Übersteigt die Pflichtzuführung den Betrag der 
Sollzuführung, so beträgt die Zuführung vom Verwaltungshaushalt zum 
Vermögenshaushalt die Höhe der „Muss“-Vorschrift. 
 
 
Abb. 1: Haushaltsausgleich in der Kameralistik – Zuführung zum Vermögenshaushalt 
___________________ 
28 Vgl. Pünder, Hermann: Haushaltsrecht im Umbruch – eine Untersuchung der Erforder-
nisse einer sowohl demokratisch legitimierten als auch effektiven und effizienten 
Haushaltswirtschaft am Beispiel der Kommunalverwaltung, Stuttgart 2003, S. 79. 
29 Vgl. Faiss, 2002, S. 104ff, Rn. 126ff. 
30 Gem. § 9 KAG findet die Anwendung von Abschreibungen nur auf kostenrechnenden 
Einrichtungen statt. Diese Abschreibungen werden als fiktive Ausgaben im Einzelplan 
9 des Verwaltungshaushalts angesetzt. 
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Umgekehrt ist der Fall denkbar, dass der Verwaltungshaushalt mit den 
laufenden Einnahmen die Ausgaben nicht deckt. Dann ist die Rede von 
einem Fehlbedarf – in der Jahresrechnung ein Fehlbetrag – der durch eine 
umgekehrte Zuführung vom Vermögenshaushalt an den Verwaltungs-
haushalt ausgeglichen werden kann. Diese umgekehrte Zuführung wird 
dann im Vermögenshaushalt durch eine Entnahme von Rücklagen oder 
durch die Veräußerung von Gemeindevermögen erreicht. Sie ist nur dann 
zulässig, wenn alle Einnahmemöglichkeiten ausgeschöpft und das Spar-
potential ausgenutzt wurde, die Mittel für die nicht unabweisbare Fortfüh-
rung von bereits begonnen Maßnahmen benötigt werden und die Kassen-
liquidität nicht beeinträchtigt wird.31 
 
 
Abb. 2: Haushaltsausgleich in der Kameralistik - Zuführung zum Verwaltungshaushalt 
3.1.3 Ziele der Kameralistik 
Der § 77 GemO weist auf die Allgemeinen Haushaltsgrundsätze hin, die 
zur Deutung der Ziele der Kameralistik analog angewendet werden kön-
nen:32 
(1) Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, 
dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Dabei ist den Erfor-
dernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts grundsätzlich Rech-
nung zu tragen. 
(2) Die Haushaltswirtschaft ist sparsam und wirtschaftlich zu führen. 
___________________ 
31 Vgl. § 22 III GemHVO a. F.. 
32 § 77 GemO. 
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Die Kameralistik hat das Ziel der Abbildung von Einnahmen und Ausga-
ben die zur Erfüllung der stetigen kommunalen Aufgaben notwendig sind. 
Ebenso soll dadurch die dauernde Leistungsfähigkeit des im § 77 I GemH-
VO verankerten Haushaltsgrundsatzes gewährleistet sein. Das Interesse 
an der dauernden Leistungsfähigkeit einer Kommune wird durch den 
Haushaltsausgleich Gewähr getragen.33 
Die Zuführung zum Vermögenshaushalt stellt zudem ein „Indikator für die 
Beurteilung der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde“ dar. Diese 
drückt sich in der Brutto-Investitionsrate und der Netto-Investitionsrate 
aus.34 
3.1.4 Finanzpolitische Kennzahlen der Kameralistik 
Der kamerale Haushalt liefert nicht nur die bereits erwähnten Kennzahlen, 
die Brutto-Investitionsrate und die Netto-Investitionsrate, die sich aus dem 
Haushaltsausgleich ergeben. Vielmehr können auch Kennzahlen über die 
Schulden und das Vermögen betrachtet werden.  
Die Brutto-Investitionsrate und die Netto-Investitionsrate ähneln sich inso-
weit, dass es sich bei beiden Kennzahlen um die Zuführung vom Verwal-
tungshaushalt zum Vermögenshaushalt handelt. Die Differenz ist die un-
gekürzte Betrachtung der Zuführung, die Brutto-Investitionsrate, und die 
um die ordentlichen Kredittilgungen und Kreditbeschaffungskosten gekürz-
ten Zuführungsrate, die Netto-Investitionsrate.  
 
Zuführung vom VwH zum VmH eines Haushaltsjahres 200.000 €
ordentliche Tilgungen des Haushaltsjahres 120.000 €
Kreditbeschaffungskosten eines Haushaltsjahres 20.000 €
Brutto-Investitionsrate 200.000 €
Netto-Investitionsrate 60.000 €  
Abb. 3: Abgrenzung Brutto- und Netto-Investitionsrate 
Allgemein gilt, je höher die Investitionsrate, umso höher ist der Ausdruck 
der Leistungsfähigkeit einer Kommune.35 Die Investitionsrate ist zudem 
___________________ 
33 Vgl. Reif, Karl: Von der Kameralistik zur Doppik In: BWGZ 12/2009, S. 544f.  
34 Vgl. a.a.O., S. 546.  
35 Vgl. Reif, BWGZ 12/2009, S. 547. 
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vergleichbar mit dem aus der BWL entstandenen „Cashflow“36. Denn die 
Investitionsrate ist ein Abbild über die Fähigkeit der Gemeinde „aus lau-
fenden Einnahmen Mittel zur Finanzierung der Ausgaben des Vermö-
genshaushalts bereitzustellen“37. 
 
Im Rahmen der Jahresrechnung ist eine Vermögensübersicht in der Anla-
ge beizufügen.38 Die Vermögensübersicht bezieht sich auf das nach § 38 I 
GemHVO a. F. genannte Anlagevermögen der kostenrechnenden Einrich-
tung. Somit all diejenigen öffentlichen Einrichtungen, bei denen die Erhe-
bung von Entgelten eine erhebliche Rolle spielt. Dabei handelt es sich 
umgangssprachlich auch von den Gebührenhaushalten.39 
 
Eine Schuldenstandsübersicht fordert der § 2 II Nr. 4 GemHVO a. F.. 
Demnach ist eine „Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Schul-
den, mit Ausnahme der Kassenkredite, und der Rücklagen zu Beginn des 
Haushaltsjahres“ dem Haushaltsplan beizufügen.  
 
Weitere finanzpolitische Kennzahlen stellen die „Pro-Kopf“-Betrachtungen 
dar. Dabei handelt es sich um Vergleichskennzahlen einer Bezugsgröße 
im Verhältnis auf die Einwohner der Kommune. Häufig ist diese im Bezug 
auf die Verschuldung bekannt. Aber auch die Pro-Kopf-Darstellung auf 
das Vermögen, Investitionen, oder laufende Verwaltungsausgaben, etc. 
sind denkbar.  
___________________ 
36 Cashflow = betriebswirtschaftliche Kennziffer, der in der GuV ausgewiesene Jahres-
überschuss, abzüglich den nicht einzahlungswirksamen Erträgen und zuzüglich den 
nicht auszahlungswirksamen Aufwendungen. 
37 Reif, BWGZ 12/2009, S. 546. 
38 Vgl § 39 II GemHVO a. F.. 
39 Vgl. Faiss, 2002, S. 511, Rn. 770f. 
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3.2 Das Neue Kommunale Haushaltsrecht 
3.2.1 Das Ressourcenverbrauchskonzept 
Im NKHR sind der Ergebnis- und der Finanzhaushalt, sowie weitere an 
dieser Stelle nicht besonders relevante Bestandteile, Gegenstand der 
Haushaltsplanung.40 Dabei ist der Ergebnishaushalt dem Grunde nach mit 
dem Verwaltungshaushalt vergleichbar und der Finanzhaushalt hat Anleh-
nung an den Vermögenshaushalt. 
Eine weitere Komponente stellt die Vermögensrechnung (Bilanz) dar. Die-
se bildet im Prozess des Jahresabschlusses die Vermögensgegenstände 
und deren Finanzierungsmittel ab. Ist die Rede von der „Drei-
Komponenten-Rechnung“ so handelt es sich um die Ergebnis-, Finanz- 
und Vermögensrechnung (Bilanz). 
 
Abb. 4: Die Drei-Komponenten-Rechnung der kommunalen Doppik41 
 
Sowie im Schaubild ersichtlich, sind in der Ergebnisrechnung alle Erträge 
und Aufwendungen erfasst. Die Unterscheidung zum Verwaltungshaushalt 
___________________ 
40 Vgl. § 1 II Nr. 1 & 2 GemHVO n. F.. 
41 Quelle: Reif, BWGZ 12/2009, S. 555. 
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ist durch die Periodisierung der Zahlungen und durch die zusätzliche Ab-
bildung aller nicht ergebniswirksamen Ressourcenverbräuche und  
–zuwächse abzugrenzen.42 Bei den Ressourcenverbräuchen handelt es 
sich grundlegend um Abschreibungen und Rückstellungen. Die Ressour-
cenzuwächse bilden z.B. die Auflösung von Ertragszuschüssen oder von 
Rückstellungen. Diese Ressourcenabbildung wird auch häufig mit dem 
Begriff Ressourcenverbrauchskonzept in Zusammenhang gebracht.  
Im Gegensatz bildet die Finanzrechnung – wie das Schaubild zeigt – die 
Ein- und Auszahlungen ab. Dabei gibt die Finanzrechnung wieder, „wie 
die Gemeinde aus laufender Geschäftstätigkeit, für Investitionsmaßnah-
men und durch Finanzierungsmaßnahmen Finanzmittel erwirtschaftet, 
verwendet und erhält“43. 
Das Ressourcenverbrauchskonzept bildet durch die Periodisierung der 
Vermögensgegenstände und Rückstellungen folglich die Veränderungen 
des Nettovermögens einer Kommune ab.44 
3.2.2 Der Haushaltsausgleich im NKHR 
Im Haushalt des NKHR ist ein Haushaltsausgleich durch eine Deckung 
der ordentlichen Aufwendungen durch die ordentlichen Erträge gewähr-
leistet. Die Haushaltsausgleichspflicht ist somit auf das ordentliche Ergeb-
nis – unter der Berücksichtigung von Fehlbeträgen aus den Vorjahren – 
bezogen.45 Diese Erträge und Aufwendungen entsprechen den kameralen 
Einnahmen und Ausgaben des Verwaltungshaushalts zzgl. dem Ressour-
cenverbrauch und –zuwachs.  
Für den Fall, dass der Haushalt durch das ordentliche Ergebnis nicht aus-
geglichen werden kann stellt der Gesetzgeber weitere Möglichkeiten zur 
Verfügung. Die Möglichkeiten des Haushaltsausgleichs ist gem. § 24 
GemHVO n. F. in eine Staffelform gegliedert. Diese Staffelform gewähr-
___________________ 
42 Vgl. Notheis, Klaus/Ade, Klaus: Das Neue Kommunale Haushaltsrecht Baden-
Württemberger: Leitfaden für Praxis, Aus- und Fortbildung, 2. Auflage, Stuttgart 2009, 
S. 52. 
43 Reif, BWGZ 12/2009, S. 556. 
44 Vgl. Notheis/Ade, Stuttgart 2009, S. 27. 
45 Vgl. § 80 II GemO n. F. i.V.m. § 24 I GemHVO n. F.. 
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leistet einen ausgeglichenen oder zumindest rechtmäßigen Haushalt ver-
abschieden zu können, insbesondere in Zeiten mit „unvermeidbaren fi-
nanzwirtschaftlichen Schwankungen“46. Darunter zählen die Ausschöp-
fung der Spar- und Ertragsmöglichkeiten, ein Ausgleich durch Mittel aus 
Rücklage des ordentlichen Ergebnisses, die Veranschlagung des globalen 
Minderaufwands, sowie ein Ausgleich aus dem Sonderergebnis oder die 
Veranschlagung eines Fehlbetrags im Finanzplanungszeitraum.47 
Von einem ordentlichen Jahresergebnis ausgehend, führt dies zu einer 
Abdeckung der nicht zahlungswirksamen Abschreibungen und Zuführun-
gen zu den Rückstellungen durch die Erträge.48 Aufgrund der Eigenschaft 
der „Nicht-Zahlungswirksamkeit“ ergeben sich liquide Mittel und fließen als 
Zahlungsmittelüberschuss in die Finanzrechnung als „Cashflow“ ein. Die-
ser Cashflow steht als Eigenmittel für Finanzierung von Investitionen, Til-
gung von Schulden oder als Liquiditätsreserve zur Verfügung.49 
Der Finanzhaushalt – im Gegensatz zum vergleichbaren Vermögens-
haushalt – bedarf keiner Ausgleichspflicht.50 
3.2.3 Ziele des NKHR 
Das NKHR verfolgt weiterhin das bereits kamerale Ziel der Sicherstellung 
der stetigen Aufgabenerfüllung, also das Prinzip der dauernden Leistungs-
fähigkeit gem. § 77 I GemO. Dieses wird jedoch durch die aus der Reform 
des NKHR zu erfüllenden Ziele ergänzt.51 
Bereits bei Reformbeginn in den 90er Jahren bestanden die Grundgedan-
ken in den Kommunalverwaltungen zur Steigerung von Effektivität und 
Effizienz der Verwaltung betriebswirtschaftliche Elemente und Methoden 
___________________ 
46 Vgl. Innenministerium Baden-Württemberg: Begründung zum Gesetzesentwurf der 
Landesregierung – Gesetz zur Reform des Gemeindehaushaltsrechts vom 23.01.2009, 
S. 80ff. 
47 Vgl. § 24 GemHVO n. F. = Haushaltsausgleich in Staffelform; wegen der Unwesent-
lichkeit für die folgende Arbeit wird auf die Erläuterung deren verzichtet. 
48 Vgl. Pünder, 2003, S. 348. 
49 Vgl. a.a.O., S. 348f. 
50 Vgl. Notheis/Ade, 2009, S. 96. 
51 Vgl. a.a.O., S. 26. 
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einzuarbeiten. Im Detail bedeutet dies, dass die Reform dazu bestrebt ist 
die nachstehenden Ziele zu erreichen:52 
DAS GRUNDPRINZIP NACHHALTIGKEIT, SOMIT DIE  
INTERGENERATIVE GERECHTIGKEIT 
Die intergenerative Gerechtigkeit hat die Verteilung des Konsums jeder 
Generation zum Inhalt. Dabei zeichnet sich Konsum nicht nur als Geldab-
fluss, sondern auch als Verbrauch von Vermögensgegenständen ab. Die-
se Vermögensgegenstände, die die Generation von heute be- und ab-
nutzt, müssen im kommunalen Haushalt periodengerecht abgebildet wer-
den und in der Ergebnisrechnung als Aufwand eingehen. 
 
VON DER INPUT- ZUR OUTPUTORIENTIERTEN STEUERUNG 
Mit der outputorientierten Steuerung sollen in den Kommunalverwaltungen 
mit dem NKHR „Produkte“ im Mittelpunkt stehen, damit die Kommune als 
Dienstleister diese ihren Bürgern zur Verfügung stellen kann.53 Diese Dar-
stellung der Produktsicht führt zu einem größeren Gewicht der Steuerung 
der Leistungsseite.54 
 
VERBINDUNG VON ZIELEN, KENNZAHLEN UND BUDGETS 
Die Einführung von Zielen, Kennzahlen und Budgets, sollen ebenso für 
eine neue Steuerung zwischen Politik und Verwaltung führen. Durch diese 
Einführung entsteht ein neuer „Hauptkontrakt zwischen Politik und Verwal-
tung“55. 
 
TRANZPARENZ ÜBER ERTRAGS- UND FINANZLAGE,  
VERMÖGEN UND SCHULDEN 
Durch die Ausweisung des Aufwands der Abschreibungen und der Rück-
stellungen pro Periode, kann die Ertrags- und Finanzlage und das Vermö-
gen und die Schulden transparenter dargestellt werden. Dieser zusätzliche 
Aufwand in der Ergebnisrechnung führt zu einer tatsächlichen Kosten-
___________________ 
52 Wolfrum, Gudrun, Welche Fragen sind im Vorfeld und bei der Einführung der kommu-
nalen Doppik zu entscheiden? In: Der Gemeindehaushalt 9/2009, S. 163. 
53 Pünder, 2003, S. 327. 
54 Reif, BWGZ 12/2009, S. 553. 
55 Wolfrum, Der Gemeindehaushalt 9/2009, S. 194. 
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transparenz. Denn durch den vollständigen Ausweis des Ressourcen-
verbrauchs, sowie die Darstellung des Bruttovermögens, der Schulden 
und des Eigenkapitals in der jährlichen Bilanz, kann eine breitere Informa-
tionsbasis auf der Haushaltsebene geschaffen werden.56 
 
RESSOURCENVERBRAUCHSKONZEPT 
Die Erwirtschaftung des Ressourcenverbrauchs führt bei einem ausgegli-
chenen Ergebnishaushalt zu einem unveränderten Eigenkapital und ge-
währleistet somit auch die intergenerative Gerechtigkeit, indem die Gene-
ration von heute nicht das Vermögen der Generation von morgen ver-
braucht.  
 
SCHAFFUNG EINES GESAMTABSCHLUSSES IM RAHMEN DES JAHRESAB-
SCHLUSSES DURCH DIE INTEGRATION DER AUSGEGLIEDERTEN  
AUFGABENBEREICHE  
Der Gesetzgeber von Baden-Württemberg hat den Kommunen die Mög-
lichkeit zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben im Rahmen der kostenrech-
nenden Einrichtungen oder wirtschaftlichen Unternehmen zur Verfügung 
gestellt.57 Dies hat in der Vergangenheit häufig zur Ausgliederung von Auf-
gabenbereichen und somit verbundenem Vermögen und Schulden ge-
führt. Durch das System des NKHR soll das Ziel erreicht werden, dass im 
Rahmen eines konsolidierten Gesamtabschlusses, alle kommunalen Auf-
gabenbereiche – unabhängig ob im Kernhaushalt oder in einem ausge-
gliederten Haushalt – zusammengefasst werden können.  
3.2.4 Finanzpolitische Kennzahlen des NKHR 
Durch die Einführung des Ressourcenverbrauchskonzepts im Rahmen 
des NKHR stehen im kommunalen Jahresabschluss neue finanzpolitische 
Kennzahlen zur Verfügung. Diese Kennzahlen ermöglichen ein intuitives 
___________________ 
56 Vgl. Pünder, 2003, S. 441. 
57 Vgl. Faiss, 2002, S. 512, Rn. 770. 
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Urteil über die Vermögens- und Schuldenlage, sowie die Ertrags und Fi-
nanzlage einer Kommune.58 
Im Folgenden sind ein paar wesentliche Kennzahlen – der betriebswirt-
schaftlichen Bilanzanalyse – aufgeführt, die im kommunalen Bereich e-
benso Anwendung finden können. 
Die Anlagenintensität, die Investitionsdeckung und die Abschreibungsquo-
te sind jeweils Kennzahlen der Vermögenslage einer Kommune. Die Anla-
genintensität kann die zeitliche Bindung des eingesetzten Kapitals zum 
Ausdruck bringen. Dabei wird die Summe des Anlagevermögens ins Ver-
hältnis der Bilanzsumme gesetzt. Die Investitionsdeckung drückt das Ver-
hältnis der Abschreibungen des Anlagevermögens zu den Zugängen des 
Anlagevermögens aus. Damit kann eine Substanzerhöhung, sowie eine 
Substanzminderung erkannt werden. Die Abschreibungsquote ermöglicht 
die Darstellung des durchschnittlichen jährlichen Werteverzehrs, indem 
der Abschreibungsbetrag durch den Buchwert der Vermögensgegenstän-
de ins Verhältnis gesetzt wird. 
Im Bereich der Analyse der Schuldenlage stehen die Kennzahlen des Ei-
genkapitals und des Fremdkapitals zur Verfügung. Mit der Eigenkapital-
quote – Verhältnis des Eigenkapitals zur Bilanzsumme – wird die Höhe 
des Eigenkapitals einer Kommune definiert. Die Fremdkapitalquote im 
Gegensatz dazu – Verhältnis des Fremdkapitals zur Bilanzsumme – stellt 
die Höhe des Fremdkapitals einer Kommune dar.  
Mit den Kennzahlen über die Ertragslage kann der Erfolg eines Geschäfts-
jahres einer Kommune dargestellt werden. Dazu stehen bspw. die Steuer-
quote, Zuwendungsquote oder auch die Personalkostenintensität zur Ver-
fügung. Mit den Liquiditätskennzahlen, die Kennzahlen der Finanzlage, 
kann eine Analyse über die Zahlungsfähigkeit einer Kommune getroffen 
werden.Das NKHR stellt daher viele zusätzliche Möglichkeiten von Kenn-
zahlen zur Verfügung. 
___________________ 
58 Vgl. Owczarzak, Herbert: Kennzahlen für die kommunale Jahresabschlußanalyse In: 
Der Gemeindehaushalt 1/2007, S. 8 -12, Quelle dient der Erarbeitung des gesamten 
Kapitels 3.2.4. 
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4 Die Bedeutung des Haushaltswesens aus Sicht 
des Gemeinderats 
Das Haushaltswesen einer Kommune sollte für den Entscheidungsträger 
„Gemeinderat“ aufgrund der Zuweisung dieser hohen Aufgabenkompetenz 
für jeden einzelnen des Gremiums eine bedeutende Rolle spielen. Die 
Grundlage fast aller Entscheidungen des Gemeinderats, die dem Interes-
se des Gemeinwohls gleichkommen, basieren schließlich auf einer gut 
geführten Haushaltspolitik. 
Durch die empirische Umfrage aller Kommunalpolitiker spiegelt sich eine 
Gewichtung des Haushaltswesens wider. Auf die Frage, sich unter der 
Auswahl mehrerer kommunaler Aufgabenbereiche auf die drei wichtigsten 
Themen festzulegen, ergibt sich folgendes Ergebnis. 
 
Bedeutung der kommunalen Aufgabenbereiche
Kinder-, Jugend- und Familienpolitik 24,52%
Dienstleister Kommunalverwaltung 4,13%
Bauliche Entwicklung der Kommune 13,50%
Freizeit- & Kultureinrichtungen der Kommune 5,23%
Finanzpolitik 22,87%
Wirtschaftliche Entwicklung der Kommune 24,24%
Seniorenpolitik 3,58%
Sonstiges 1,93%  
Abb. 5: Bedeutung der kommunalen Aufgabenbereiche 
 
Zweifellos ist die Stellung des Haushaltswesens aus Sicht der Kommunal-
politiker von hoher Bedeutung. Mit 22,87 % steht die kommunale Finanz-
politik unter den drei wichtigsten Aufgaben eines Gemeinderats. 
Dieses Ergebnis lässt sich zumal durch die explizite Nachfrage, wie wich-
tig der kommunale Haushalt für den Gemeinderat sei, verfestigen.  
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Abb. 6: Die Rolle des Haushaltswesens 
 
Im Schaubild wird deutlich, dass für rund 98 % der Gemeinderäte dem 
Haushaltswesen eine übergeordnete Rolle zugeordnet wird. Diese Fest-
stellung führt zu einem erhöhten Interesse des Gemeinderats von heute 
an der Finanzpolitik einer Gemeinde. Gerade deshalb muss das Beherr-
schen von Begrifflichkeiten vorliegen und die Zusammenhänge des kom-
munalen Haushaltswesens verständlich sein. Der Gemeinderat benötigt 
ein Haushaltssystem, welches den Erfordernissen für eine optimale Haus-
haltführung entspricht.  
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5 Der Gemeinderat in der Kameralistik 
In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der Umfrage zum Verständnis 
und den Erkenntnissen aus der Kameralistik dargelegt. Die Gemeinderäte 
wurden im Zusammenhang mit dem kameralistischen Buchungssystem 
zur eigenen Einschätzung der Vertrautheit mit der Kameralistik, zur Mög-
lichkeit des Einblicks in die finanzielle Situation der Kommune, zur Ersicht-
lichkeit von bestimmten Haushaltswerten und Kennzahlen und zur Ver-
gleichbarkeit mit anderen Kommunen befragt. 
5.1 Verständnis über die Systematik und die Begrifflichkei-
ten der Kameralistik 
Aufgrund der hohen Priorität und Bedeutung der Haushaltswirtschaft unter 
den kommunalen Aufgabenbereichen sollte ein Gemeinderat die Kamera-
listik im Wesentlichen verstanden haben. 
Die Befragung aller Gemeinderäte stellt zum Verständnis der Kameralistik 
folgendes Ergebnis dar. 
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Abb. 7: Verständnis der Gemeinderäte über die Kameralistik 
 
Die Gemeinderäte rechnen sich selbst ein gutes bzw. mittelmäßiges Ver-
ständnis für die Kameralistik zu. Lediglich 10,39 % aller Befragten gehen 
von einem Wissen von „sehr gut“ aus. Mehr als die Hälfte sieht ihr Ver-
ständnis als befriedigend oder noch schlechter an. Interessant wird die 
Frage über das Verständnis erst dann, wenn der Stellenwert des Haus-
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haltswesens jedes einzelnen Befragten – und im Anschluss diesen Zu-
sammenhang dann in Bezug der Tätigkeitsjahre – hinzugezogen wird.  
Es lässt sich vermuten, dass je nach Wissen und Verständnis über die 
Kameralistik, die Wertigkeit des Haushaltswesens im Vergleich zu ande-
ren kommunalen Aufgabenbereichen steigt. Kurzum, je mehr der Gemein-
derat über das System des kameralen Haushaltsrechts informiert ist, umso 
höher wird der Themenschwerpunkt „Finanzpolitik“ im Vergleich zu ande-
ren kommunalen Aufgabenthemen bewertet.  
Das nachstehende Schaubild bezieht sich auf die gemeinsame Aussage 
der Gemeinderäte, welche die Finanzpolitik als eines der drei wichtigsten 
Aufgaben ansehen.  
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Abb. 8: Verständnis der Gemeinderäte über die Kameralistik in Abhängigkeit der Rolle 
des HH-Wesens 
 
Während die grüne Kurve die Rolle des Haushaltswesens „sehr wichtig“ 
darstellt und zugleich die Mehrheit der Befragten ein mindestens gutes 
Verständnis aufzeigt, wird durch die gelbe Kurve das fehlende Verständnis 
und zugleich eine nicht so große Bedeutung des Haushaltswesens be-
schrieben. 
Die Einstufung der „Bedeutung des Haushaltswesens“ liegt am Verständ-
nis des Gemeinderats. Das Verständnis und das Wissen wiederum richten 
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sich nach der Anzahl der Tätigkeitsjahre im Gemeinderat. Im Folgenden 
Diagramm wird das deutlich.  
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Abb. 9: Verständnis in Abhängigkeit der Tätigkeitsjahre 
 
Es lässt sich damit feststellen, dass das Wissen und Verständnis über die 
kameralen Systematiken und Begrifflichkeiten mit Zunahme der Mandats-
jahre wächst. Davon abhängig entwickelt sich die Bedeutung des Haus-
haltswesens eines Gemeinderats. 
Die Kameralistik ist folglich ein Buchungssystem, worüber der Gemeinde-
rat erst mit steigenden Jahren ein Verständnis dafür erhält.  
5.2 Das Abbild der Kameralistik – aus Sicht eines Gemein-
derats 
Ein gutes Wissen und Verständnis über das Haushaltsrecht muss der 
Bürger für eine Gemeinderatstätigkeit mit sich bringen, um in haushalts-
rechtlichen Fragen im Gemeinderat mit entscheiden zu können.  
Stellt sich jedoch die Frage, ob der kamerale „Ausläufer“ für den Gemein-
derat auch die für seine Arbeit relevanten Zahlen liefert, oder einfach nur 
ein Einnahme-Ausgabe-System ist, in dem wichtige Kennzahlen unter-
schlagen werden. In den folgenden drei Unterkapiteln werden die Er-
kenntnisse für einen Gemeinderat aus dem kameralen System analysiert.  
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5.2.1 Die Kameralistik - der optimale Einblick in die finanzielle Situa-
tion einer Gemeinde 
Der optimale Einblick in die finanzielle Situation einer Kommune ist eines 
der Grundprinzipien in Sachen Haushaltsrecht eines Gemeinderats.  
Die finanzielle Situation einer Kommune lässt sich durch die in Kapitel 
3.1.4 dargestellten finanzpolitischen Kennzahlen abbilden. 
Jedoch unabhängig von der Frage, wann der umfassende Einblick in die 
finanzielle Situation überhaupt gegeben ist, scheint das Ergebnis der em-
pirischen Umfrage als interessant. Bzgl. dieser Frage äußern die Gemein-
deräte eine allgemeine Unzufriedenheit gegenüber dem kameralen Sys-
tem. 
 
Optimaler Einblick in die finanzielle Situation
triift zu 8,53%
trifft in etwa zu 18,60%
teils/teils 20,93%
trifft eher nicht zu 31,78%
trifft nicht zu 20,16%  
Abb. 10: Optimaler Einblick in die finanzielle Situation 
 
Während lediglich 8,53 % einen optimalen Einblick im kameralen Haushalt 
sehen, verneinen dies mehr als doppelt so viele (20,16 %). Die restlichen 
ca. 70 % möchten sich nicht eindeutig festlegen. 
Die Kameralistik zeigt einen ersten Brenn- bzw. Problempunkt und Kritik 
aus Sicht des Gemeinderats auf. 
5.2.2 Die Kameralistik - ein Lieferant von wichtigen Kennzahlen ei-
nes Gemeinderats 
Seien es Folgebelastungen für die Zukunft, die Entwicklungen des kom-
munalen Vermögenswertes, die Klarheit über Einnahmen und Ausgaben, 
das Erkennen von wichtigen finanzpolitischen Zahlen, oder auch die aus-
reichende Abbildung von Schulden und Vermögen – ein kommunaler 
Haushalt muss dies für den Gemeinderat liefern. 
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§ 38 GemHVO a. F. schriebt vor, Anlagenachweise im kommunalen Haus-
halt zu führen. Gemäß Abs. I sind „in den Anlagenachweisen (…) die An-
schaffungs- und Herstellungskosten und die Abschreibungen mit ihren 
Veränderungen auszuweisen“ – welches eine Beschreibung des Vermö-
gensverzehrs ist. Diese Vorschrift räumt die Einschränkung dieser Anla-
genachweise auf die kostenrechnenden Einrichtungen ein. Eine Abbildung 
des Vermögens und dessen Abnutzung außerhalb des Gebührenhaushal-
tes – also im Kernhaushalt oder auch Kämmereihaushalt – ist nicht vorge-
schrieben, wird folglich auch nicht im Haushalt abgebildet und somit dem 
Gemeinderat nicht ersichtlich.59 Diese These lässt sich mit den Umfrage-
ergebnissen bestätigen. Lediglich 10,27 % der Befragten sind der Mei-
nung die Kameralistik diene ausreichend für die Abbildung des kommuna-
len Vermögens. 
 
Folgebelastungen für die Zukunft sind für die kommunale Haushaltswirt-
schaft von hoher Bedeutung. Bereits der § 10 der GemHVO a. F. schreibt 
für den Beschluss einer Investition die Betrachtung von Folgebelastungen 
vor. Diese Betrachtung der Folgebelastungen pro Investition erscheint zu 
Beginn zwar sinnvoll, die Auswirkungen auf die Haushaltswirtschaft wer-
den allerdings erst durch eine Gesamtbetrachtung aller Investitionen ab-
gebildet.60 Anhand der empirischen Umfragen lassen sich Aussagen der 
Gemeinderäte über die Erkennbarkeit der Folgebelastungen der Zukunft 
im kameralen Haushalt treffen. Die Darstellung der Folgekosten bzw. -




59 § 38 V GemHVO a. F. regelt lediglich eine „Kann“-Vorschrift. Demnach können für 
Vermögensgegenstände die nicht kostenrechnenden Einrichtungen dienen, Anlage-
nachweise geführt werden. Von diesem Wahlrecht wird in den Kommunen von Baden-
Württemberg aufgrund des mit sich bringenden Aufwands kaum Gebrauch gemacht.  
60 Vgl. Schwarting, 2001, S. 160, Rn. 273. 
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In der Anlage der Jahresrechnung findet sich sowohl die Vermögens-, mit 
der darin einbegriffenen Schuldenstandsübersicht wieder.61 Die Schul-
denstandsübersicht ist in Form von Rückzahlungsverpflichtungen aus Kre-
ditaufnahmen, mit dem Stand zu Beginn des Haushaltsjahres den Zu- und 
Abgängen und dem Stand am Ende des Haushaltsjahres in die Vermö-
gensübersicht integriert.62 Ein Schuldenstand einer Kommune ist bereits 
als Anlage gem. § 2 II Nr. 4 GemHVO a. F. dem Haushaltsplan beizufü-
gen. Diese aufgeführten Rechtsgrundlagen stellen, laut Gesetzgeber, eine 
scheinbar ausreichende Darstellung der Schulden und des Vermögens 
dar. 16,22 % der Gemeinderäte stimmen dieser ausreichenden Abbildung 
von Schulden und Vermögen zu. Weit mehr als Dreiviertel aller befragten 
Gemeinderäte drücken somit durch die Verneinung dieser Frage eine Un-
zufriedenheit mit der Kameralistik aus. 
 
Auf einfachem und schnellem Wege finanzpolitische Zahlen des Haus-
halts zu erkennen, sollte für einen Gemeinderat und dessen Arbeit als 
Ratsmitglied von hoher Bedeutung sein. Finanzpolitische Zahlen dienen 
der internen Beurteilung der Haushaltslage in Form von vergangenheits-
bezogenen Ursachenanalysen, sowie zukunftsorientierten Entwicklungen, 
um damit einen finanzpolitischen Handlungsbedarf frühzeitig zu erkennen. 
Für die Gemeindevertretung und deren Verwaltung dienen Kennzahlen 
ebenso dazu, „die finanzwirtschaftliche Steuerung einer Kommune zu un-
terstützen“63. Die Umfrageergebnisse der Gemeinderäte zeigen, dass le-
diglich 16,76 % diese Kennzahlen aus dem kameralen Haushalt erkennen 
können. 
 
Eine h. M. über die Aussagen eines kameralen Haushalts findet sich nur in 
der Klarheit über Einnahmen und Ausgaben wieder. Im Bezug auf alle be-
fragten Gemeinderäte sind 44,32 % der Meinung, dass im kameralen 
___________________ 
61 Vgl. § 39 I Nr. 3 GemHVO a. F. i.V m. § 43 I GemHVO a. F.. 
62 Vgl. § 43 I GemHVO a. F.; siehe auch Faiss, 2002, S. 425, Rn. 633. 
63 Schwarting, 2001, S. 184, Rn. 321. 
Der Gemeinderat in der Kameralistik  Seite I -30- 
Haushalt die Klarheit über Einnahmen und Ausgaben herrscht. Zweifellos 
muss der kamerale Haushalt diese Eigenschaft besitzen, denn hierbei 
handelt es sich um den Grundsatz der Haushaltsklarheit.64 Dieser Grund-
satz verlangt einen systematischen Aufbau des Haushaltsplans mit der 
separaten – abgesehen von Ausnahmen65 - Veranschlagung der Einnah-
men und Ausgaben. Ein Zusatz für die Systematik der kameralen Ein-
nahmen und Ausgaben bietet die VwV Gliederung und Gruppierung66. 
Diese Regelungen bieten dem Gemeinderat eine gewisse Übersichtlich-
keit und zeigen Verständnis für die Zustimmung von der knappen Hälfte 
der Befragten über die Klarheit von Einnahmen und Ausgaben. 
 
Abschließend zum Punkt „Die Kameralistik – der Lieferant von wichtigen 
Kennzahlen eines Gemeinderats“ sind im Schaubild die Meinungsäuße-
rungen der Gemeinderäte zusammengefasst dargestellt. 
 
 
Abb. 11: Abbildung des kameralen Haushalts 
 
Die Kameralistik zeigt hier einen zweiten Brenn- bzw. Problempunkt und 
Kritik aus Sicht des Gemeinderats auf. 
___________________ 
64 Vgl. Faiss, 2002, S. 112f, Rn. 135f. 
65 Ausnahmen siehe § 7 III GemHVO a. F. für geringfügige Beträge. 
66 Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums aufgrund von § 144 und 145 GemO a. F. 
über die Gliederung und Gruppierung der Haushalte vom 1. Juni 2001. 
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5.2.3 Die Kameralistik - ein System der interkommunalen Vergleich-
barkeit 
Ein Haushaltsrecht muss die Eigenschaft für einen interkommunalen – von 
Kommune zu Kommune – Vergleich mit sich bringen. Die Kameralistik 
muss folglich ein System sein, mit dessen Zahlen kommunales Bench-
marking67 gewährleistet ist. 
In Zeiten von finanziellen Schwierigkeiten und einem konkurrierenden öf-
fentlichen Druck unter den Gemeinden, wird die Leistungsfähigkeit der 
Kommunen häufig mit Vergleichswerten anderer Kommunen ausgedrückt.  
Ein interkommunaler Vergleich findet grundlegend durch Kennzahlen der 
kommunalen Haushaltswirtschaft68 statt. Hierbei werden Vergleichsge-
meinden, deren Strukturen, Aufgabenstelllungen und Einwohnerzahlen 
der eigenen Gemeinde entsprechen, herangezogen. Ein Beispiel dafür ist 
eine auf die Einwohner bezogene Kennzahl, z.B. Schuldenstand pro Ein-
wohner.69 Eine solche Vergleichsmethode ist jedoch nicht ohne Probleme 
behaftet. Die Kameralistik ist für eine Haushaltsanalyse nicht flächende-
ckend geeignet. Eine Analyse setzt die Verwendung von Kennzahlen über 
einen längeren Zeitraum voraus, dessen Ausgangswerte in gleicher Art 
und Weise ermittelt werden. Ein Beispiel ist die Ausgliederung von kom-
munalen Aufgaben in Eigenbetriebe oder Eigengesellschaften. Durch eine 
solche Ausgliederung werden nach h. M. oftmals Schulden verlagert und 
Kennzahlen erheblich verändert.70 Insbesondere durch die Handhabung 
von zwei Buchhaltungssystemen in den Kommunen – die Kameralistik im 
Kernhaushalt und die kaufmännische Doppik in den Eigenbetrieben – 
kann eine Gesamtbetrachtung aller kommunalen Aufgaben nicht erfolgen. 
Bilanzielle Buchhaltungssysteme weisen diese Probleme nicht auf.  
___________________ 
67 Benchmarking = Vergleich mit Produkten, Methoden und Verfahren von Konkurrenzun-
ternehmen. Der Abstand zum leistungsbesten Unternehmen wird ermittelt, analysiert 
und bewertet und dient als Maßstab bei Entscheidungen über eigene unternehmsstra-
tegische Ziele zum Abbau bestehnder Defizite. 
68 siehe dazu Kapitel 3.1.4. 
69 Vgl. Schwarting, 2001, S. 186, Rn. 324. 
70 Vgl. Schwarting, 2001, S. 185ff, Rn. 323ff. 
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Durch die empirische Befragung der Gemeinderäte wurde auch ein Mei-
nungsbild über das „kommunale Benchmarking“ abgefragt. Daraufhin er-
gibt sich folgendes Ergebnis. 
 
Die Kameralistik - ein System der interkommunalen Vergleichbarkeit
trifft zu 5,51%
trifft etwa zu 20,47%
teils/teils 23,62%
trifft eher nicht zu 26,77%
trifft nicht zu 23,62%  
Abb. 12: Die Kameralistik - ein System der interkommunalen Vergleichbarkeit 
 
Ca. ein Viertel aller befragten Gemeinderäte sehen die Kameralistik als 
ein System an, mit dem eine Kommune unter Verwendung von Kennzah-
len mit vergleichbaren Kommunen gemessen werden kann. Doch ca. 75 
% der Befragten sind sich über das „kommunale Benchmarking“ zumin-
dest unentschlossen bis hin der Meinung, dass die Kameralistik dies nicht 
abbildet. Eine befürwortende Meinung für die Kameralistik wird folglich 
nicht wiedergegeben. 
Die Kameralistik wirft hier einen dritten Brenn- und Problempunkt aus 
Sicht des Gemeinderats auf. 
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6 Der Gemeinderat im Neuen Kommunalen Haus-
haltsrecht 
Wie im vorherigen Kapitel 5 dargestellt, weist die Kameralistik aus Sicht 
des Gemeinderats mehrere Kritikpunkte auf. Diese Kritikpunkte stehen 
den Ansprüchen der Ratsmitglieder entgegen. Fehlende Informationen 
führen zu eingeschränkter Gemeinderatstätigkeit. Anhand der empirischen 
Umfrage werden in diesem Kapitel die Erfahrungen von Gemeinderäten 
im Umgang mit dem neuen Haushaltsrecht – und dadurch mögliche er-
reichte Verbesserungen durch die Reform – erläutert. 
6.1 Das NKHR – einfacher, klarer und zuverlässiger 
Für eine Reform ist eine Erhaltung von Verbesserungen Voraussetzung. 
Theoretiker verlangen mit der Ersetzung der Kameralistik durch die kom-
munale Doppik ein einfacheres, klareres und zuverlässigeres System.71 
Der kamerale Haushalt ist derzeit „kleinteilig und detailliert“. Im Zusam-
menhang mit den Mängeln der Kameralistik wird auch häufig der Vorwurf 
erteilt, das System biete keinen umfassenden Überblick über das Res-
sourcenaufkommen. Zudem sagt der kamerale Haushalt nichts über die 
finanzielle Situation einer Kommune aus.72  
Aufgrund dessen fehlt es an der Einfachheit, Klarheit und Zuverlässigkeit 
der Kameralistik.  
Ob das neue Haushaltsrecht dagegen diese Merkmale mit sich bringt wird 
mit den Ergebnissen der empirischen Befragung der Gemeinderäte bzgl. 
dieses Themas im folgenden Schaubild dargestellt. 
 
___________________ 
71 Vgl. Gröpl, Christoph: Verwaltungsdoppik oder Kameralistik – ein Vergleich, Online im 
WWW unter URL: 
http://www.kammerrecht.de/aktuelles/archiv/kammerrechtstag_2005/groepl.pdf, 
(05.11.2009); siehe auch Anlage 6. 
72 Vgl. Henneke, Hans-Günter/Strobl, Heinz/Diemert, Dörte: Recht der kommunalen 
Haushaltswirtschaft – Doppik – Neue Steuerung, München 2008, S. 22, Rn. 84. 
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Die kommunale Doppik ist im Vergleich zur Kameralistik … einfacher klarer zuverlässiger
trifft zu 18,55% 29,37% 26,40%
trifft etwa zu 29,03% 36,51% 40,00%
teils/teils 28,23% 18,25% 21,60%
trifft eher nicht zu 16,13% 7,94% 6,40%
trifft nicht zu 8,06% 7,94% 5,60%  
Abb. 13: Die Doppik ist im Vergleich zur Kameralistik... 
 
Es ist eine grundsätzlich positive Erfahrung des Gemeinderats, die bereits 
mit dem neuen Haushaltsrecht arbeiten, erkennbar. Das neue Haushalts-
recht erfüllt aus Sicht dieser Gemeinderäte diese drei Komponenten und 
somit die Voraussetzung einer durch die Reform mit sich bringende Ver-
besserung. 
6.2 Das NKHR – Vorteile vs. Nachteile 
Aus jeder Reform resultieren Vor- und Nachteile der von der Reform be-
troffenen Personen. Im Zusammenhang mit dem neuen Haushaltsrecht 
werden die Vorteile auf der Ebene der Verwaltung, des Gemeinderats und 
den Bürgern häufig bezweifelt. 
In der empirischen Befragung wurden Aussagen über Vor- und Nachteile 
im Bezug auf die Verwaltung, den Gemeinderat und die Bürger – aus 
Sicht eines Gemeinderats – getroffen und sofern möglich, mit einer Be-
gründung gestützt. 
Die Nachfrage, ob es ein Vor- oder Nachteil für die einzelnen Personen-
gruppen bringe, ergibt folgendes Ergebnis. 
 
Vor- oder Nachteil Verwaltung Gemeinderat Bürger
Vorteil des neuen Haushaltsrechts 76,61% 77,52% 72,17%
Nachteil des neuen Haushaltsrechts 23,39% 22,48% 27,83%  
Abb. 14: Vor- und Nachteil des neuen Haushaltsrechts für Verwaltung, Gemeinderat und 
Bürger – Tabelle 
 
Ca. Dreiviertel aller Befragten beurteilen aus ihrer Erfahrung heraus, dass 
jeweils für die Verwaltung, dem Gemeinderat und den Bürgern einen Vor-
teil entsteht. Das Ergebnis kann in Abhängigkeit des Stichtags der Eröff-
nungsbilanz noch aussagekräftiger dargestellt werden. Die Befragten las-
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sen sich durch die empirische Umfrage in folgende Umfragegruppen – 
nach Eröffnungsbilanzstichtag – gliedern. Rund 15 % arbeiten mit dem 
neuen Haushaltswesen seit 1. Januar 2009 und 50 % bereits seit dem 1. 
Januar 2008. Die restlichen 35 % können Erfahrungen seit dem Eröff-
nungsbilanzstichtag des Jahres 2007, 2006 oder in noch früheren Jahren 
vorweisen.73 Es lässt sich daher vermuten, dass durch die steigende An-
zahl der doppischen Haushalts-Erfahrungsjahre die Beurteilung über Vor-
teile der einzelnen Personengruppen zunimmt. Diese Vermutung wird im 
folgenden Diagramm deutlich.  
Zur Vereinfachung und zur Vermeidung von Ausreißern der empirischen 
Befragung, wurden die Erfahrungen der Gemeinderäte zum Bilanzstichtag 
1. Januar 2007 und früher in der Rubrik „vor 2007“ zusammengefasst aus-
gewertet.  
 











2009 2008 vor 2007
 
Abb. 15: Vor- und Nachteile des neuen Haushaltsrechts für Verwaltung, Gemeinderat 
und Bürger - Diagramm 
 
Das Diagramm zeigt das Verhalten einer „Schere“. Der Gemeinderat mit 
einem hohen Erfahrungsstand weist eine positivere Vorteilsbewertung auf. 
___________________ 






Der Gemeinderat im Neuen Kommunalen Haushaltsrecht Seite I -36- 
Im besonderen Interesse steht die Betrachtungsweise, welche Gründe die 
Gemeinderäte zur Beurteilung dieses Ergebnisses bewegen. Aufgrund 
dessen sollen im Folgenden die einzelnen wesentlichen Begründungen 
der Gemeinderäte zu ihren Aussagen – das neue Haushaltsrecht stelle ein 
Vorteil oder Nachteil der Verwaltung, des Gemeinderats und der Bürger 
dar – aufgeführt und abgewägt werden. 
6.2.1 Vorteile und Nachteile der Verwaltung 
Im Folgenden sind die Aussagen für die Behauptungen der Vorteile für die 
Verwaltung zusammengefasst aufgeführt.  
 
Erkennbarkeit kommunales Vermögen; besserer Überblick vom Gemeinde-
vermögen, Überblick bei Investitionen in die Zukunft; Geld- und Ressour-
cenverbrauch werden korrekt dargestellt; Folgelasten/Vermögen besser er-
kennbar; klare Zuordnung des Ressourcenverbrauchs; Ressourcen-
verbrauch ist eindeutig ablesbar 
Diese Begründungen zielen auf das NKHR mit sich bringende Ressour-
cenverbrauchskonzept ab. Durch das Ressourcenverbrauchskonzept, sol-
len insbesondere Abschreibungen als Vermögenswertverlust, Rückstel-
lungen für den Aufwand zukünftiger Haushaltsjahre und interne Leistun-
gen in das Haushaltswesen aufgenommen werden. Aufgrund dessen wird 
die finanzielle Haushaltslage einer Kommune, der Verwaltung zu erwar-
tende Belastungen aus der Gegenwart und für die Zukunft vermitteln.74 
Wenn die Achtung des Ressourcenverbrauchskonzepts – es dürfen nicht 
mehr Ressourcen verbraucht werden, als durch das Ressourcenaufkom-
men ersetzt werden kann – eingehalten wird, was auch zwingend – auf-
grund haushaltsausgleichsrechtlicher Sicht – notwendig ist, so ist die Er-
haltung des Eigenkapitals einer Kommune gewährleistet.75 Die Erhaltung 
des Eigenkapitals durch die Ressourcenverantwortung steigert den spar-
samen Umgang der Ressourcen und bringt somit einen effektiveren und 
___________________ 
74 Vgl. Pünder, 2003, S. 461. 
75 Vgl. Schaidhammer, Franz: Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen – 
Erfahrungen der Stadt Wiesloch In: BWGZ 7/2003, S. 279f.  
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effizienteren Einsatz des Anlagevermögens mit sich.76 Die Verbesserung 
von Effektivität und Effizienz, also die Leistungsfähigkeit und Wirtschaft-
lichkeit77, kann zweifellos als Vorteil der Verwaltung gewertet werden. 
 
bessere Transparenz; Kostentransparenz; Transparenz für mittel- und lang-
fristige Finanzpolitik; Verwaltung sieht eher was sie an finanziellen Mitteln 
zur Verfügung hat; Transparenz; Kostentrends; Erkennen der eigenen Fi-
nanzsituation; effektive Kosten sind ersichtlich; Erfassung von Gesamtkos-
ten; Kostenstruktur besser erkennbar; Verhältnis Aktiva/Passiva und Kenn-
zahlen werden vergleichbar 
In jeder Diskussion, in der die Kameralistik mit dem NKHR abgewägt wird, 
fällt das Schlagwort „Transparenz“. Damit eine Verbesserung der Transpa-
renz notwendig ist, muss erst einmal offen gelegt werden, dass das alte 
Haushaltssystem dem nicht gerecht wird. In der öffentlichen Verwaltung 
kann man zweifellos den Personal- und Sachmitteletat eines Aufgabenbe-
reichs erkennen. Z.B. ist es problemlos die Kosten für eine Baugenehmi-
gung oder ein Widerspruchsverfahren zu nennen. In diesen Kosten blei-
ben allerdings, im System der Kameralistik, die Kosten für Verwaltungs-
leistungen außen vor. Im Allgemeinen spricht man hier von „eh da“-
Kosten78, die nicht in eine Verwaltungsleistung für den Bürger eingerech-
net sind. Dasselbe gilt z.B. für Kosten der Betriebsgebäude und deren 
Vermögensverzehr oder des kalkulatorischen Eigenkapitalzinses. Diese 
Kosten bzw. Aufwendungen werden in der bisherigen Kameralistik nicht 
transparent, also nicht durchsichtig, und führen somit zu einem fehlenden 
Kostenbewusstsein. Das NKHR bietet jedoch die Möglichkeit eine solche 
Kostentransparenz zu ermöglichen und innerhalb einer Kosten- und Leis-
tungsrechnung zu verwirklichen. Zum Thema Transparenz sollte zudem 
nicht unbeachtet bleiben, dass der Erfahrungsbericht der Projektkommune 
Wiesloch zeigt: „Die Doppik biete (…) mehr Transparenz, …“79. 
___________________ 
76 Vgl. Pünder, 2003, S. 405ff. 
77 Duden: Das Fremdwörterbuch, Band 5, 9. Auflage. 
78 Vgl. Pünder, 2003, S. 178f. 
79 Vgl. Dischinger, Marcus: Doppik-Umstellung erfordert viel Geduld In: Staatsanzeiger 
Nr. 39/2009, S. 5. 
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Eine erfahrene Kommune in Sachen NKHR bestätigt eines der Ziele und 
somit auch den Vorteil der Verwaltung. 
 
Verwaltung erhält Eigenverantwortung für das Budget; stärkere Eigenver-
antwortung 
Ziel des „Neuen Steuerungsmodells“, welche auf die Ziele des NKHR pro-
jiziert werden, sind unter anderem die Zusammenfassung von Aufgaben-
verantwortung und die dezentrale Ressourcenverantwortung anhand einer 
Budgetierung. Mit dem bisherigen Haushaltssystem wurden die einzelnen 
Verwaltungseinheiten über eine Zuweisung von Personal, sowie Sach- 
und Finanzmittel gesteuert. Durch das neue Haushaltsrecht sollen den 
Verwaltungen Ziele und Kennzahlen vorgegeben werden, die sie unter 
eigener Verantwortung erfüllen. Hierbei ist auch oft die Rede vom Über-
gang der input- zur outputorientierten Steuerung. Durch diese Steuerung 
sichert man sich „mehr Leistung, eine bürgerfreundlichere Verwaltung so-
wie höheres Engagement und Zufriedenheit der Mitarbeiter“80. Eine höhe-
re Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter durch die zunehmende Übertra-
gung von Selbständigkeit gilt als bekanntes Phänomen.81 Dies erweist 
sich als vorteilhaft für die Verwaltung. 
 
da die Doppik einfacher, klarer und zuverlässiger ist; übersichtlicher; kann 
effizienter gestaltet werden; klarer; Nach der Einarbeitung wird das Bu-
chungsverhalten einfacher; klares und bewusstes Arbeiten 
Durch das neue Haushaltsrecht entsteht ein einfacheres, klareres und zu-
verlässigeres System. Die Gemeinderäte werten dies auch als einen Vor-
teil für die Verwaltung. Dies wurde bereits im Kapitel 6.1 erläutert. Diese 
Thematik wird daher nicht wiederholend dargestellt.  
 
___________________ 
80 Schmid, Hansdieter: Einführung der Doppik und Haushaltsausgleich In: KKZ 2/2009, S. 
34. 
81 Vgl. Wittkämper, Gerhard W.: Neue Handlungsspielräume durch dezentrale Ressour-
cenverantwortung In: Schückhaus, Ulrich (Hrsg.): Kommunen in Not – Wege aus der 
Krise – Reformansätze aus der kommunalen Praxis, Stuttgart 1996, S. 53f. 
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Im Folgenden sind die Aussagen für die Behauptungen der Nachteile für 
die Verwaltung zusammengefasst aufgeführt.  
 
höhere Arbeitsraten bei und nach der Umstellung; Mehrarbeit verlangt; bei 
der Umstellung erhöhter Mehraufwand; sehr hoher Aufwand; Mehrarbeit; 
riesiger Aufwand/Mehraufwand; hoher Aufwand und Kosten; Kostenfaktor 
Hierbei lassen sich zwei wesentliche Nachteile erkennen. Zum einen han-
delt es sich um die Kritik des erhöhten Aufwands, sowie den Mehrkosten 
im Zusammenhang der Einführung des neuen Haushaltsrechts. 
Völlig unbestritten ist die Diskussion über den Mehraufwand den das 
NKHR mit sich bringt. Ebenso kann auch hier auf die Erfahrungen aus 
Wiesloch, „den größten zeitlichen Aufwand erforderte die Erfassung und 
Bewertung des Anlagevermögens“ 82, zurückgegriffen werden.  
Die Ersterfassung und –bewertung des Anlagevermögens bringt einen 
Mehraufwand aufgrund des Prinzips „Ressourcenverbrauchskonzept“ mit 
sich. Es bleibt gleichgültig ob die Rede von einer erweiterten Kameralistik 
oder von der kommunalen Doppik ist – beide Reformmöglichkeiten bein-
halten die Ressourcenabbildung. Kritiker des NKHR teilen sich die An-
sicht, dass das neue Haushaltssystem nichts abbilde, was man nicht auch 
in der Kameralistik darstellen könnte.83 Ein Ressourcenverbrauchskon-
zept, welches in der erweiterten Kameralistik Einzug erhalten würde, än-
dert nichts am Aufwand den die Verwaltung für die Ersterfassung und –
bewertung leisten muss. Die Verwaltungen oder der Gemeinderat, die sich 
für eine erhöhte Transparenz durch die Abbildung des Ressourcen-
verbrauchs aussprechen, müssen einen Nachteil in Form von erhöhtem 
Aufwand in Kauf nehmen.  
 
„Der Umstieg kostet deutschlandweit Milliarden“84. Diese gemeinsame 
Auffassung teilen Kritiker und Gegner des neuen Haushaltsrechts. Seit 
___________________ 
82 Dischinger, Staatsanzeiger Nr. 39/2009, S. 5. 
83 Vgl. Schwarz, Michael: Die Skepsis bleibt In: bwWoche Nr. 14/2008, S. 15. 
84 Lutz, Walter: Das neue kommunale Rechnungswesen hält nicht was es verspricht!, 
Wallbach 2009, S. 12. 
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Beginn des Reformprozesses steht diese Thematik auf der Agenda. Be-
reits in der Informationsveranstaltung des Innenministeriums BW in Bruch-
sal am 18.11.2002, sowie in Ostfildern am 27.11.2002 wurde dieser Kritik-
punkt beanstandet.85 In der damaligen Veranstaltung äußerte der Leitende 
Ministerialrat Strobl die Aussage, dass der wesentliche Kostenanteil sich 
auf die EDV-Umstellung belaufe und „eine solche Modernisierung des öf-
fentlichen Finanzwesens, das zentrale Funktionen im Staat hat“ keine 
Frage der Kosten sein kann. Zudem könne man durch die Modernisierung 
des öffentlichen Finanzwesens – welches eine stärkere betriebswirtschaft-
liche Ausrichtung habe – pauschal abschätzen, dass Ersparnisse durch 
dieses neue System herauskommen.86  
Zwar besteht dieser Nachteil, doch kann man sich von den Kosten einen 
Nutzen erhoffen. 
 
Verwaltung überfordert; Problem sich mit dem neuen System zurecht zu 
finden; fachliche Kompetenz fehlt; mehr Wissen verlangt; zu wenig ausge-
bildete Fachkräfte; langjährige Mitarbeiter müssen umgeschult werden 
Ein Nachteil für die Verwaltung, der zweifelsohne besteht und mit keinem 
denkbaren Argument widerlegbar ist. Jedoch besteht die Möglichkeit die 
Verwaltungsmitarbeiter vor einer Überforderung zu schützen, sie mit Prob-
lemen die das neue Haushaltsrecht mit sich bringt vorab zu konfrontieren 
und ihnen das Wissen anzueignen, indem die (langjährigen) Mitarbeiter 
frühzeitig umgeschult werden.  
Aus dem Fazit des Umstellungsprozesses der Stadt Herrenberg lässt sich 
erkennen, dass eine frühzeitige Beschäftigung mit der Thematik NKHR - 
insbesondere im Bezug auf die Qualifizierungsmaßnahmen der Mitarbeiter  
– zu positiven Erfahrungen geführt hat.87  
Die Überforderungsminderung der Verwaltung, die Problembewältigung 
mit dem Zurechtfinden in der Systematik, die Steigerung der fachlichen 
___________________ 
85 Vgl. Innenministerium Baden-Württemberg/Clauss, Petra: Ausgewählte Beiträge aus 
der Abschlussdiskussion mit Zuhörerfragen In: BWGZ 7/2003, S. 285 – 292. 
86 Vgl. a.a.O., S. 285f. 
87 Vgl. Metzing, Stefan/Pautz, Jürgen: Einführung des neuen Haushaltsrechts bei der 
Stadt Herrenberg In: BWGZ 8/2007, S. 307.  
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Kompetenz und die Beseitigung des Fachkräftemangels kann mit einer 
frühzeitigen Auseinandersetzung mit Qualifizierungs- und Schulungsmaß-
nahmen – dem sogenannten Projektmanagement im Bereich des „Teilpro-
jekts Qualifizierungsmaßnahmen“88 – mindernd beigetragen werden. Dies 
zeigen auch die Erkenntnisse aus der kommunalen Praxis. Unmittelbare 
Beteiligung und Mitverantwortung von Mitarbeitern helfen zudem, Vorbe-
halte und Ängste gegenüber dem neuen Haushaltsrechts zu mindern.89 
Ein Nachteil für die Verwaltung liegt diesbezüglich vor, dass es unum-
gänglich ist (langjährige) Mitarbeiter umzuschulen. Diesen Nachteil bringt 
jedoch jede Reform mit sich und muss zwangsläufig strategisch sinnvoll 
überwunden werden. 
6.2.2 Vorteile und Nachteile des Gemeinderats 
Im Folgenden sind die Aussagen für die Behauptungen der Vorteile für 
den Gemeinderat zusammengefasst aufgeführt.  
 
Die Nachhaltigkeit von Investitionen wird wichtiger; Abbildung der finan-
ziellen Situation und Bedürfnissen/Entwicklung; bessere Sicht des Ganzen; 
Wertverlust erkennbar; die Vermögensentwicklung wird erkennbar; bessere 
Darstellung Ressourcenverbrauch; Ertrags-/Aufwandsdenken statt Ein-
nahmen-/Ausgabendenken; Entwicklungstendenzen leicht erkennbar 
Diese von den Gemeinderäten genannten Vorteile zielen auf die Erkenn-
barkeit der nachhaltigen finanziellen Entwicklung – auch des Vermögens – 
und dem damit verbundenen Erhalt der langfristigen (dauerhaften) finan-
ziellen Leistungsfähigkeit der Kommune ab. Fraglich erscheint ob die Dar-
stellung der Leistungsfähigkeit der Kommune über die Abbildung des 
Vermögens gewährleistet ist.  
Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung bzgl. der 
Haushaltslage des Landes Berlin verschiedene Kennzahlen  betrachtet, 
die eine Beurteilung der dauerhaften Leistungsfähigkeit in Betracht ziehen 
___________________ 
88 Jürgens, Andreas: So lassen Sie das neue Haushalts- und Rechnungswesen zu einem 
Erfolg werden In: ZKF 7/2008, S. 153f. 
89 Vgl. Nagel, Hans-Jürgen: Erkenntnisse auf dem Weg in den doppischen Haushalt In: 
ZKF 7/2007, S. 161. 
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sollen.90 Darunter zählen z.B. die Kreditfinanzierungsquote, die Belas-
tungsquote, das Primärsaldo91 –Diese Betrachtungsweise stellt allerdings 
lediglich einen vergangenheitsorientierten Kennzahlenvergleich dar. Ins-
besondere deshalb weil kein Ressourcenverbrauch der Zukunft in die 
Kennzahlenberechnung einfließt. 
Dasselbe gilt für die Betrachtungsweise der Abbildung der dauerhaften 
und finanziellen Leistungsfähigkeit der Kommune im Bezug des kamera-
len Haushaltsausgleichs. Die kamerale Pflichtzuführung92 führt zu einer 
Vermeidung der Tilgung von vorhandenen Krediten durch Neuaufnahmen. 
Im Falle einer umgekehrten Zuführung, der Vermögenshaushalt gleicht 
den Verwaltungshaushalt aus, kann in Ausnahmefällen der Haushaltsaus-
gleich durch Vermögenserlöse – z.B. Verkauf von Grundstücken und Be-
teiligungen – erreicht werden.93 Diese Vorschrift ermächtigt die Städten 
und Gemeinden zum Verbrauch ihres Vermögens – also zum Verbrauch 
ihrer Substanz!94 Unausgeglichene Verwaltungshaushalte, vor allem im 
Rahmen der Wirtschafts- und Finanzkrise und den damit verbundenen 
wegbrechenden Steuereinnahmen ist im Jahr 2009 keine Seltenheit und 
führt zu einem unbemerkten Substanzabbau. Unbemerkt deshalb, weil 
das System der Kameralistik lediglich im Vermögenshaushalt den Erlös 
des Vermögensgegenstands auf der Einnahmenseite aufführt. Im NKHR 
macht sich ein Haushaltsausgleich durch Vermögenserlöse im Rahmen 
des Eigenkapitalverzehrs und der somit verbundenen Bestandsverände-
rung, zwischen der Bilanz zu Jahresbeginn und –ende, bemerkbar. In der 
Kameralistik kann ein Gemeinderat die Vermögensveränderung zwischen 
Anfang und Ende des Haushaltsjahres nicht auf einen Blick erkennen. Die 
___________________ 
90 Vgl. BVerfG v. 19.10.2006, 2 BvF 3/03, HFR 2006, 1264. 
91 Kreditfinanzierungsquote = Anteil der Nettokreditaufnahmen an den Ausgaben; Belas-
tungsquote = Anteil der Zinsausgaben an den Einnahmen; Primärsaldo = Differenz aus 
Primärausgaben (d.h. alle Ausgaben ohne Zinsausgaben und Tilgungen) und Primär-
einnahmen (d.h. alle Einnahmen ohne Erlöse aus Veräußerung von Vermögen und 
aus der Nettokreditaufnahme). 
92 siehe auch Kapitel 3.1. 
93 Vgl. § 22 III GemHVO a. F.. 
94 Vgl. Schmid, Hansdieter: Strenge Regeln In: Der Gemeinderat 2/2002, S. 32f; siehe 
auch Reif, BWGZ 12/2009, S. 548. 
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dauernde finanzielle Leistungsfähigkeit einer Kommune95 bleibt durch die 
Möglichkeit eines Vermögensverbrauchs – ohne Abbildung dessen – zur 
Deckung von laufenden Ausgaben des Verwaltungshaushaltes nicht ge-
wahrt. Die Kameralistik ist somit kein System, das zur Erhaltung der Leis-
tungsfähigkeit einer Kommune beiträgt. Die Äußerungen der Gemeinderä-
te auf die Erkennbarkeit der nachhaltigen finanziellen Entwicklung – auch 
des Vermögens – und dem damit verbundenen Erhalt der langfristigen 
(dauerhaften) finanziellen Leistungsfähigkeit der Kommune, können daher 
nur als Vorteil gewertet und zugestimmt werden. 
 
transparenter; halte Doppik grundsätzlich für vorteilhafter! Voraussetzung: 
Konsequente Umsetzung und betriebswirtschaftliches Denken und Han-
deln; Transparenz für mittel- und langfristige Finanzpolitik; transparente 
und knappe Darstellung des Haushalts; mehr Grundinformationen; effektive 
Kosten sind ersichtlich; kann Kosten von politischen Entscheidungen er-
kennen; GR erhält dadurch das wirtschaftliche Denken 
Kernelemente dieser von den Gemeinderäten im Fragebogen aufgeführ-
ten Vorteile sind die Verbesserung der Transparenz und das damit im Zu-
sammenhang stehende (betriebs-)wirtschaftliche Handeln und Denken, 
um Entscheidungen besser treffen zu können.  
Der Gemeinderat Walter Lutz96 sieht die Kameralistik als System für aus-
reichende Transparenz. Er begründet diese Aussage mit der Kennzahl 
„Musszuführung“, mit deren Aussagekraft beurteilt werden kann, ob die 
Kommune leistungsfähig ist oder nicht.97  
Kritiker des NKHR sind der Ansicht, dass das neue Haushaltsrecht keine 
verbesserte Transparenz mit sich bringt und das wirtschaftliche Denken im 
Stadt- und Gemeinderat keine Rolle spielt, da diese ihre Ziele im Rahmen 
von öffentlich-rechtlichen Satzungen festlegen. Zudem liefere „der kame-
___________________ 
95 Vgl. § 77 I GemO a. F. und n. F.. 
96 Walter Lutz ist ein Kritiker und Gegner des neuen Haushaltsrechts. Als baden-
württembergischer Gemeinderat veröffentlichte er in den vergangen Jahren mehrere 
Publikationen, worin er die Vorteile der Kameralistik und die Nachteile des NKHR – 
aus Sicht eines Gemeinderats – darlegt. 
97 Vgl. Lutz, 2009, S. 32. 
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rale Haushalt dem Parlament nach dessen eigenem Verständnis alle be-
nötigten Informationen“ und das NKHR „bildet nichts ab, was man nicht 
auch in der Kameralistik darstellen könnte“.98 
Wirtschaftliches Handeln setzt vollständige Kosteninformationen voraus. 
Im NKHR werden in der Ergebnisrechnung die gesamten Aufwendungen – 
inklusive Abschreibungen und Rückstellungen – gegenüber den Erträgen 
dargestellt. Durch diese Aufwendungen, aber auch Erträge der Erfolgs-
rechnung wird das kommunale Haushalts- und Rechungswesen transpa-
rent und stellt die vollständige Kosteninformation dar. Diese Informationen 
unterstützen die Entscheidungen des Gemeinderats.99 
Das neue Haushaltsrecht führt nicht automatisch zu einer Verbesserung 
der Transparenz, wenn dieses von den Betroffenen nicht richtig gelebt 
wird, sowie Erfahrungen gesammelt und verbessert werden. Das Fazit der 
Stadt Wiesloch – die mit dem höchsten Erfahrungsschatz in Sachen 
NKHR als baden-württembergische Kommune – beinhaltet die Aussagen, 
dass das NKHR „verbesserte Entscheidungsgrundlagen, mehr Transpa-
renz und neue Instrumente der Steuerung“ 100, bietet. Ein Vorteil für die 
Gemeinderäte lässt sich aus dieser Sicht prognostizieren.  
 
Viele Politiker sind mit der Doppik und ihren Begriffen vertraut; verständli-
cher, übersichtlicher; klareres Bild als die Kameralistik 
Dieser Vorteil dient zumindest den Gemeinderäten, die sich aufgrund ihres 
Berufsfelds mit dem doppischen Buchungssystem auskennen.  
Das fachliche Grundwissen, welches für das Verständnis einer Bilanz und 
GuV benötigt wird, bringen viele bereits durch die Ausübung ihres Berufs 
mit. Dies zeigt das vorliegende Diagramm. 
___________________ 
98 Vgl. Sarrazin, Thilo: Die Rechnung geht nicht auf In: Der neue Kämmerer 1/2008, S. 3.  
99 Vgl. Grieger, Thomas/Gnädinger, Marc: Steuern statt rudern – Zum Nutzen der Doppik 
für die politische Steuerung, BertelsmannStiftung (Hrsg.), Online im WWW unter 
http://www.wegweiser-kommune.de, S. 5f; siehe Anlage 4. 
100 Schaidhammer, BWGZ 7/2003, S.280. 
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Kenntnis über Bilanz und GuV durch die 





Abb. 16: Kenntnisse über Bilanz und GuV in der Ausübung des Berufs 
 
Von allen 131 Befragten geben diese Kenntnis aufgrund des Berufs  
61,72 % an.  
Grundlegend kann daher gesagt werden, dass ca. zwei Drittel der Ge-
meinderäte die Vertrautheit mit der Doppik bereits aus beruflichen Zwe-
cken in die Tätigkeit als Gemeinderat mitbringen. Die kommunale Doppik 
scheint allein schon aus diesem Grund als verständlicher und greifbarer, 
als die Kameralistik. Die Kenntnis des kameralen Systems bringt kein 
Gemeinderat aus seiner beruflichen Tätigkeit mit. Die Vertrautheit gegen-
über der kommunalen Doppik kann daher als Vorteil gewertet werden.   
 
Möglichkeit der Zielformulierung, Kontrolle durch Kennzahlen; Möglichkeit 
des Controllings; Kennzahlen und Vergleichbarkeit durch Vollständige Er-
fassung des Vermögens; Kontrollfunktion der Gemeindevertretung ist hö-
her 
Die Kennzahlen- und Zielbildung und die dadurch erhöhte Kontrollfunktio-
nen sind Grundelemente des „Neuen Steuerungsmodells“ und dem damit 
verbundenen neuen Haushaltsrecht. Das derzeitige kamerale Haushalts- 
und Rechnungswesen ist für „die wirtschaftliche Steuerung eines moder-
nen, komplexen und dezentral organisierten Gemeinwesens nicht mehr 
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geeignet“101. Eine wirtschaftliche Steuerung – so handhabt dies auch der 
Kaufmann nach HGB – ist durch Ziele und Kennzahlen gewährleistet. 
Die Bildung von Zielen und Kennzahlen wird von den Gegnern des NKHR 
oftmals als kritisch bezeichnet. Es gibt Kritiker die behaupten, Kennzah-
len- und Zielformulierungen haben nichts mit dem Buchungssystem zu 
tun.102 
In einer Umfrage der KGSt wurden deutschlandweit 971 Kommunen über 
verschiedene Aspekte im Zusammenhang mit der Doppik-Einführung be-
fragt. 103 Einer der Aspekte – die Formulierung von Zielen und Kennzahlen 
führte zu der Aussage, dass lediglich bei 28 % Ziel- und Kennzahlenfor-
mulierung teilweise, durchgehend oder nur verbal benannt wurden. Die 
restlichen 72 % haben sich im Rahmen der Doppik-Einführung damit nicht 
auseinandergesetzt. Im weiteren Verlauf der Befragung konnten die 
Kommunen Problemstellungen benennen, die die Doppik-Einführung mit 
sich gebracht hat. Dabei wird die Handhabung von Zielen und Kennzahlen 
als zweitgrößtes Problem benannt. Die Erkenntnis aus der Umfrage der 
KGSt zeigt, dass die Formulierung von Zielen und Kennzahlen erst dann 
anzugehen ist, wenn das neue kommunale Haushalts- und Rechnungs-
wesen routiniert läuft.104 Kennzahlen und Ziele sollen zu einer Visualisie-
rung der wirtschaftlichen Lage und Entwicklung einer Kommune beitra-
gen.105 Zuerst gilt jedoch für den Gemeinderat das Zurechtfinden im neu-
en Haushaltsrecht, bevor dieses strategische Management eingeführt 
wird. Langfristig kann die Ziel- und Kennzahlenformulierung für den Ge-
meinderat vorteilhaft sein. 
 
___________________ 
101 Berens, Wolfgang/u.a.: Zum nicht mehr vertretbaren kameralen Haushalts- und Rech-
nungswesen in einem demokratischen Gemeinwesen In: Die öffentliche Verwaltung 
3/2008, S. 109. 
102 Vgl. Lutz, Walter: Wenn es die Kameralistik nicht gäbe, müsste man sie erfinden! – ein 
Vergleich von Doppik und Kameralistik – aus Sicht eines Gemeinderats, Berlin 2008, 
S. 46. 
103 Vgl. KGSt: Stand der Einführung des neune Haushalts- und Rechnungswesens, Mate-
rialien Nr. 4/2008, Köln 2008, S. 87. 
104 Vgl. a.a.O., S. 91 - 95. 
105 Vgl. Owczarzak, Der Gemeindehaushalt 1/2007, S. 8. 
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Im Folgenden sind die Aussagen für die Behauptungen der Nachteile für 
den Gemeinderat zusammengefasst aufgeführt.  
 
Man bräuchte eine fachspezifische Ausbildung;  wird selten verstanden; GR 
überfordert 
Eine fachspezifische Ausbildung, um das neue Haushaltsrecht zu verste-
hen scheint auf den ersten Blick als verständlich. Dieser Nachteil für den 
Gemeinderat wird häufig – meist auch im Zusammenhang mit dem Kon-
trollverlust – aufgeführt. Das NKHR ist ein System welches durchaus 
komplex ist und von einem sachverständigen Laien nicht  mehr zu verste-
hen ist.106  
Die Kameralistik erscheint einem „sachverständigen Laien“ ebenso kom-
plex. Denn Kenntnisse über das kamerale System kann lediglich der er-
fahrene Gemeinderat – in Abhängigkeit der Tätigkeitsjahre als Gemeinde-
rat - nachweisen.107 Die Problematik – der Gemeinderat ist überfordert, da 
das System selten verstanden wird und eine fachspezifische Ausbildung 
von Nöten ist – wird mit der steigenden Anzahl der Haushaltsjahre gerin-
ger. Ein Nachteil liegt zwar vor, das Selbe gilt jedoch auch für das System 
der Kameralistik. Gemeinderäte – die die erste Amtsperiode antreten – 
sind mit der Kameralistik mindestens genauso überfordert. Zudem bringen 
bereits zwei Drittel der befragten Gemeinderäte einen gewissen Kenntnis-
stand aus dem Berufsleben für die Doppik mit.  
 
Kontrollverlust; noch größere Abhängigkeit durch die Verwaltung; es fehlen 
wichtige Planungs- und Kontrollfunktionen; undurchsichtige Haushaltspo-
sitionen; Rücklagen täuschen eine bessere Situation vor  
Mit der Einführung des NKHR wird eine schleichende Entmachtung der 
Volksvertreter prognostiziert. Die Entmachtung wird häufig mit der Ursa-
che der fehlenden Kenntnisse über das neue Haushaltsrecht verbun-
___________________ 
106 Vgl. Vogel, Roland: Neues kommunales Haushaltsrecht: Viele machen schon mit – 
wer weiß noch Bescheid? In: BWGZ 21/2009, S. 1063.  
107 siehe auch Kapitel 5.1. 
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den.108 Grundsätzlich stellen diese Argumente einen Nachteil dar. Ein 
Gemeinderat der das neue Haushaltsrecht erlernt, den Systemzusam-
menhang zwischen Haushaltswesen, Kennzahlen und Zielformulierungen 
verstanden hat und die Steuerungsmöglichkeiten geläufig sind, wird von 
keiner „schleichenden Entmachtung“ erfasst. Jedes kommunale Haus-
haltssystem ist zum Scheitern verurteilt, wenn die Entscheidungsträger – 
aber auch die Verwaltungsmitarbeiter – bei einem Modernisierungspro-
zess nicht integriert sind. Zur Gegenwirkung diesem von den Gemeinderä-
ten aufgeführter Nachteil lässt sich äußern, dass „Kommunalpolitiker (…) 
im Hinblick auf die Ziele und den konkreten Nutzen der Doppik“ zu unter-
richten und zu schulen sind.109 
6.2.3 Vorteile und Nachteile der Bürger 
Im Folgenden sind die Aussagen für die Behauptungen der Vorteile für die 
Bürger zusammengefasst aufgeführt. 
  
höhere Transparenz; sieht besser die wirtschaftliche Entwicklung der Kom-
mune; Bürger erkennt die Entwicklung der Kommune; bringt Klarheit in die 
Schuldenstände; Folgekosten aus Investitionen besser nachvollziehbar  
Hier kann im Wesentlichen die Aussage getroffen werden, dass die Erhö-
hung der Transparenz für den Gemeinderat ebenso eine Transparenzver-
besserung für die Bürger darstellt. Es kann daher auf die Diskussion in der 
Rubrik „Vorteile und Nachteile des Gemeinderats“ verwiesen werden. 
Denn die Transparenz, die das NKHR mit sich bringt, ist nicht nur ein Vor-
teil für Verwaltung und Gemeinderat, sondern ebenso für die Bürger.  
 
Generationengerechtigkeit; Nachhaltigkeit; generationsübergreifende Fi-
nanzpolitik; bessere Darstellung Ressourcenverbrauch 
Hierbei handelt es sich um die Philosophie des neuen Haushaltsrechts. 
Die Generationengerechtigkeit, oftmals auch als „intergenerative Gerech-
tigkeit“ ausgedrückt, soll im Konzept des NKHR sicherstellen, dass der 
___________________ 
108 Vgl. Lutz, 2008, S. 249. 
109 Grieger/Gnädinger, S. 7f, siehe Anlage 4. 
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Konsumverbrauch auf jede einzelne Generation zurückfällt. Dabei ent-
spricht der Konsumverbrauch dem Ressourcenverbrauch. Der Ressour-
cenverbrauch beinhaltet nicht nur den Geldabfluss (Auszahlungen), son-
dern auch den Abnutzungsabfluss von Vermögensgegenständen (Auf-
wendungen, in Form von Abschreibungen).110 Jede Generation hat den 
Auftrag, die von ihr verbrauchten Ressourcen wieder zu erwirtschaften, 
um für die nachfolgende Generation den gleichen Standard bereitzustel-
len. Ein Vorteil, den das NKHR im Bezug auf die „intergenerative Gerech-
tigkeit“ mit sich bringt liegt für den Bürger – der Zukunft – vor. 
 
kann sich besser zurechtfinden; für den Bürger der sich mit der Doppik 
auskennt ist es praktischer; einfachere Orientierung an der Produktbe-
schreibung; klare Strukturen im Haushalt; wenn Bürger den Haushalt über-
haupt versteht, dann das System der Produktbezogenheit  
Die Kameralistik ist vom Aufbau der Gliederung nach Aufgabenbereichen 
einfacher gestrickt. Ein einfach gestricktes Grundsystem führt nicht gleich 
zum Verständnis von allem. Dabei sind die Systemzusammenhänge der 
Kameralistik wie z.B. der Verwaltungs- und der Vermögenshaushalt, die 
damit verbundenen Zuführungen und Deckungsfähigkeiten für den Bürger 
ohne eine Erklärung nicht verständnisvoll. Die Argumentationen zum 
Nachteil des Gemeinderats, dass eine „fachspezifische Ausbildung“ von 
Nöten ist und das NKHR „selten verstanden wird“, kann hier in gleicher-
maßen hinzugezogen werden. Das neue Haushaltsrecht ist alleine des-
halb schon für den Bürger verständlicher, da viele kaufmännische Kennt-
nisse durch berufliche Ausbildungen vorweisen können.111 Dem Bürger 
entsteht somit – insofern er das Interesse dazu hat – ein Vorteil mit der 
Einführung des NKHR. 
 
sieht wie effizient Verwaltung und Politik arbeitet  
___________________ 
110 Vgl. Schaidhammer, BWGZ 7/2003, S. 277. 
111 Vgl. Hafner, Wolfgang: Die Gemeinden brauchen ein einheitliches Haushaltsrecht auf 
kaufmännischer Basis In: Der Gemeindehaushalt 1/2008, S. 7. 
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Durch die Änderung des Haushaltsrechts wird zwangsläufig eine Ände-
rung der politischen Handlungsweise und die der Verwaltung initiiert. In 
der Vergangenheit wurden häufig die Diskussionen über bestimmte Auf-
gaben und deren Haushaltsansätze geführt. Diese Diskussionen werden 
durch die NKHR-Einführung über Effizienz und Effektivität erweitert. Dies 
sind insbesondere Fragen wie z.B. „Können wir uns das noch leisten?“ 
oder „Wollen wir so viele finanzielle Mittel in diesem Bereich aufbrin-
gen?“.112 Diese Fragestellungen tauchen bei Entscheidungen im kamera-
len System auf, können jedoch aufgrund der fehlenden Informationen 
nicht bewertet werden. 
Der Systemwechsel von Kameralistik auf die kommunale Doppik bringt 
eine Abbildung des Ressourcenverbrauchs und eine daraus resultierende 
erhöhte Kostentransparenz. Durch diese entsteht eine Basis, auf der ein 
effektives und effizientes Management durch Verwaltung und Politik 
durchgeführt werden kann. Ein Beispiel dafür ist das brisante aktuelle 
Thema der „Schulschließung/Schulerhaltung/Schulzusammenschluss“. 
Durch das NKHR erhält man z.B. eine Gesamtansicht der Aufwendungen 
des Produkts „Bereitstellung und Betrieb von Grund- und Hauptschu-
len“113. Aufgrund dieser Abbildung könnte das politische Thema aus Sicht 
der tatsächlich Kosten und Aufwendungen bereits in Richtung „Schul-
schließung“ gelenkt werden.  
Die Politik und Verwaltung erhält ein effektives und effizientes Handeln 
und Denken. Dies kommt dem Bürger als Vorteil zu Gute, wenn Politik und 
Verwaltung davon Gebrauch nehmen.  
 
Im Folgenden sind die Aussagen für die Behauptungen der Nachteile für 
die Bürger zusammengefasst aufgeführt.  
 
absolut unverständlich; schwer durchschaubar, umfangreich; wird selten 
verstanden; kein Durchblick; nicht vermittelbar; undurchsichtige Haus-
___________________ 
112 Vgl. Jürgens, ZKF 7/2008, S. 154. 
113 Kommunaler Produktplan Baden-Württemberg; Produkt 21.10.03. 
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haltspositionen; der Haushalt wird noch weniger verständlich; der Normal-
bürger kann mit den Zahlen nichts anfangen und mit den Begriffen erst 
recht nichts 
Dies entspricht einer negativen Darstellung des Vorteils für die Bürger, der 
oben bereits erläutert und erörtert wurde. Es kann dazu wiederholend auf 
die Betrachtungsweise von der Kameralistik und der Doppik und dem Ver-
ständnis der Bürger bezüglich beider Buchungssysteme hingewiesen wer-
den. Im Vergleich Kameralistik zur Doppik, bringt der Bürger zumindest 
kaufmännische Grundkenntnisse aus dem Berufs- und Erwerbsleben mit. 
Die Wirtschaft und die öffentliche Hand können durch die Umstellung auf 
das NKHR im öffentlichen Sektor „die gleiche Sprache sprechen“114. Die 
gleiche Sprache bezieht sich allerdings auf Grundkenntnisse, da das HGB 
und das kommunalen Haushalts- und Rechnungswesen im Detail nicht 
demselben entsprechen. Somit entsteht hiermit kein Nachteil. 
 
Kann Vielzahl der Produkte gar nicht überblicken 
Das NKHR schreibt die Gliederung der Teilhaushalte nach einer Produkt-
orientierung vor.115 Diese produktorientierte Gliederung löst die bisherige 
im kameralen verwendete Gliederung nach den Einzelplänen in Abschnitte 
und Unterabschnitte ab.  
Kritiker des neuen Haushaltsrechts beschreiben die Neuregelung des pro-
duktorientierten Haushalts und die daraus entwickelten Produkte als ein 
„Übermaß einer Abbildung“. So ist die Rede von sämtlichen Leistungen 
der Verwaltung, die in tausende Produkte zerlegt wurden116, oder einer 
Gemeinde die mit 900 verschiedenen Produktkonten117 – im kameralen 
Haushalt mit 500 Haushaltsstellen – arbeitet. Die Tatsache, dass es 
Kommunen gibt, deren Haushaltsstellen sich von 500 auf 900 Produkte 
nahezu verdoppelt, lässt sich nicht bestreiten. Doch zeigt ein Blick auf die 
Umfrage der KGSt, dass die Bildung von Produkten in dreiviertel aller 
___________________ 
114 Grieger/Gnädinger, S. 4, siehe Anlage 4. 
115 Vgl. § 4 I GemHVO n. F.. 
116 Vgl. Sarrazin, Der neue Kämmerer 1/2008, S. 3. 
117 Vgl. Lutz, 2009, S. 64. 
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Kommunen zwischen 40 und 120 unterschiedlicher Arten liegen.118 Die 
Wahl der Anzahl von Produkten kann im Umstellungsprozess eine Prob-
lematik darstellen, die letztendlich ein Nachteil für den Bürger – aufgrund 
des Verlusts der Übersichtlichkeit – darstellt. Die Erarbeitung von Pro-
duktbereichen, -gruppen und Produkten sollte daher zu Beginn nach dem 
Prinzip „So viel wie nötig und so wenig wie möglich!“119 gestaltet werden. 
Durch die richtige Anwendung und Organisation des produktorientierten 
Haushalts, kann dieser Nachteil – der Bürger könne die Produktpalette 
nicht überblicken – geschickt umgangen werden. 
6.3 Das NKHR – Steuerverschwendung vs. Nutzenverwen-
dung 
Eine Steuerverschwendung – so wird es von Gegnern tituliert – stelle das 
NKHR dar. Walter Lutz, der aus der Sicht eines Gemeinderats in seinem 
Buch die Nachteile der kommunalen Doppik abbildet, ist der Auffassung, 
dass deutschlandweit Milliarden ausgegeben werden, um mit einem im-
mensen Aufwand, Zahlen und Daten zu produzieren, „die einem am Ende 
im Grunde nichts bringen“.120 Hagen Treber121 rechnet in seiner Veröffent-
lichung „Doppik – mehr Frust als Lust“122 hypothetisch mit durchschnittli-
chen Umstellungskosten von 100.000 € pro Stadt und Gemeinde. Dieser 
„Preis“ wird ebenfalls von anderen Fachkundigen so bestätigt.123 Vom  
Ausgangspunkt der gesamten Bundesrepublik (bei ca. 8.800 betroffenen 
Städten und Gemeinden) geht der Autor Treber von 880 Millionen Euro 
aus. Aufgrund der geschätzten Umstellungskosten vermutet Hagen Treber 
„Milliarden Euro“ als tatsächliche Kosten der öffentlichen Hand.124 
___________________ 
118 Vgl. KGSt, Materialien Nr. 4/2008, S. 79. 
119 Grieger/Gnädinger, S. 8, siehe Anlage 4. 
120 Lutz, 2009, S. 62f.  
121 Hagen Treber ist Leiter der Abteilung Finanzen/Steuern/Grundstücksmanagement 
einer hessischen Gemeinde und hat in Zusammenarbeit mit Walter Lutz ein Buch und 
weitere Publikationen verfasst und kann in gleicher Weise als Gegner des neuen 
Haushaltsrechts angesehen werden. 
122 Vgl. Treber, Hagen: Doppik – mehr Frust als Lust In: KKZ 6/2009, S. 131 - 134. 
123 Vgl. Häring, Christoph: Gesetz der Trägheit In: bwWoche 21/2007, S. 9. 
124 Vgl. Treber, KKZ 6/2009, S. 131 - 134. 
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Dass die Umstellung auf das neue Haushaltsrecht eine immense Summe 
ausmacht, lässt sich nicht wegdiskutieren. Diese „Steuerverschwendung“ 
lässt sich allerdings dadurch relativieren, wenn den Kosten ein Nutzen 
gegenüber gestellt werden kann. Für die Kritiker des NKHR – die oftmals 
gar keinen Nutzen sehen (wollen) – bleibt der Hinweis auf vorhandene 
Erfahrungen von Pilotkommunen, bzw. den Kommunen in den Bundes-
ländern, die bereits seit Jahren auf Basis des neuen Haushaltsrechts wirt-
schaften. Die Pilotkumme Wiesloch kann hierzu erneut als Beispiel für ei-
ne hervorragende Erfahrung mit dem NKHR herangezogen werden.125 
Ebenso berichten einige Kommunen aus NRW über positive Erfahrungen 
bzgl. der Umstellung auf das neue Haushaltsrecht.126 
Diese Erfahrungen lassen sich zudem durch die empirische Untersuchung 
weiter bestätigen. In der Umfrage wurde den Kommunalpolitikern die Mög-
lichkeit gegeben zum Kosten-Nutzen-Verhältnis eine Aussage zu treffen. 








trif f t zu trif f t etw a zu teils/teils trif f t eher nicht zu trif f t nicht zu
 
Abb. 17: Vertretbarkeit des Kosten-Nutzen-Verhältnisses 
Demnach sind sich weitaus mehr als 50 % über ein vertretbares Kosten-
Nutzen-Verhältnis in etwa bzw. vollkommen einig. 
___________________ 
125 Vgl. Schaidhammer, BWGZ 7/2003, S. 277 - 280. 
126 Vgl. Schaeff, Alexander: NKF im Alleingang In: Kommune 21 7/2008, S. 18 - 21. 
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Jedoch stellt sich auch hier die Frage der Entwicklung der Einschätzung 
des Kosten-Nutzen-Verhältnisses in Abhängigkeit der Erfahrungen der 
Befragten, also in Abhängigkeit des Stichtags der Eröffnungsbilanz. 
Hierbei werden die Angaben aus den Rubriken Eröffnungsbilanzstichtag 
„2007“, „2006“ und „vor 2006“ zusammengefasst als „2007 und früher“ 
dargestellt. Augrund der unwesentlichen Abweichung der einzelnen Jahre 
bezüglich der Angaben „trifft in etwa zu“, sowie „trifft in etwa nicht zu“ und 
„trifft nicht zu“ kann auf diese Darstellung im Diagramm verzichtet werden. 
Es folgt vorab eine tabellarische Aufführung dieser drei Rubriken. Der Ø 
gibt die Aussagen aller Befragten ohne Trennung nach Eröffnungsbilanz-
stichtag wieder. Damit ist ersichtlich, wie gering die Abweichung zur Ge-














trifft in etwa 
zu
 
Abb. 18 Kosten-Nutzen-Verhältnis in Abhängigkeit des Eröffnungsbilanzstichtags -
Tabelle 
 
Im folgenden Diagramm werden nun die Aussagen „trifft zu“ und 
„teils/teils“ im Bezug auf die Eröffnungsbilanzstichtage der Jahre 2009, 
2008 und vor 2007 wiedergegeben, jeweils im Vergleich auf den Durch-
schnitt. 
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Abb. 19: Kosten-Nutzen-Verhältnis in Abhängigkeit des Eröffnungsbilanzstichtags - Dia-
gramm 
 
Es stellt sich durch die Abbildung heraus, dass je weiter der Eröffnungsbi-
lanzstichtag in der Vergangenheit liegt, umso positiver wird die Aussage 
über ein vertretbares Kosten-Nutzen-Verhältnis getroffen. Unter den Be-
fragten, deren Eröffnungsbilanzstichtag im Jahr 2009 liegt, ist sich knapp 
ein Drittel über die Vertretbarkeit unentschlossen. Die Gemeinderäte, zu 
deren Stichtag im Jahre 2007 oder früher die Eröffnungsbilanz erstellt 
wurde, sind knapp ein Drittel vom Kosten-Nutzen-Verhältnis überzeugt. Es 
ist in diesem Zusammenhang fraglich, ob bei einer solch positiven Beurtei-
lung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses die Steuerverschwendung die Nut-
zenverwendung überwiegt. 
 
Zur Erläuterung des Begriffs Steuerverschwendung gibt die Internetprä-
senz des „Bund der Steuerzahler Deutschland e.V.“127 eine Interpretati-
onsmöglichkeit des Begriffs. Zur Wiederholung, die Einführung des neuen 
Haushaltsrechts führt zu einer Steuerverschwendung von „Milliarden Eu-
ro“. Der BdSt e.V. ist der alljährliche Herausgeber des Schwarzbuchs „Die 
öffentliche Verschwendung“, worin exemplarisch Fälle veröffentlicht wer-
___________________ 
127 Bund der Steuerzahler Deutschland e.V. (BdSt e.V.): http://www.steuerzahler.de/. 
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den, in denen öffentliche Mittel im Bundesgebiet Deutschland geradezu 
„verschleudert“ werden.128 Es handelt von „Fehlplanungen und Kostenexp-
losionen, teure Annehmlichkeiten, Mängel im Beschaffungswesen oder 
auch um Reisen und Empfänge auf Kosten der Steuerzahler“ – in 
mehrstelliger Millionenhöhe, sogar Milliardenhöhe.129 Und diese Summe 
zugleich nur für das Jahr 2009, welche bereits die 37. Ausgabe – also zum 
vermehrten Male – vom Schwarzbuch des BdSt e.V. ist.  
Da der Zeitraum für die Umstellung auf das neue Haushaltsrecht im ge-
samten Bundesgebiet über elf Jahre gestreckt ist – erstmaliges Inkrafttre-
ten im Jahr 2005 in Hessen und Nordrhein-Westfalen und letzter mögli-
cher Eröffnungsbilanzstichtag in Baden-Württemberg im Jahr 2016130 – 
verteilen sich die Umstellungskosten in „Milliardehöhe“ im Gegensatz des 
Schwarzbuchs auf mehrere Jahre bzw. mehr als ein Jahrzehnt. 
  
Es ist daher zu bezweifeln, dass es sich bei der Einführung des neuen 
Haushaltsrechts, aus Sicht des Gemeinderats, um eine Steuerverschwen-
dung handelt. Zudem kann im Bezug mit dem neuen Haushaltsrecht noch 
nicht die Rede von einer Steuerverschwendung sein, wenn noch nicht 
einmal bewiesen ist, dass die Reform keinen Nutzen – aufgrund der Um-
frage der Gemeinderäte bildet die Entwicklung andere Tendenzen – mit 
sich bringt. 
Das neue Haushaltsrecht braucht somit Zeit um die angebliche „Steuer-
verschwendung“ als „Nutzenverwendung“ ansehen zu können, wenn sie 
nicht bereits heute schon ersichtlich ist.  
 
___________________ 
128 Vgl. Bund der Steuerzahler e.V.: 37. Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler – Die 
öffentliche Verschwendung 2009, September 2009, Online im WWW unter URL: 
http://www.steuerzahler.de/Schwarzbuch/1227b475/index.html, . 
129 Vgl. a.a.O. 
130 Vgl. Wolfrum, Der Gemeindehaushalt 9/2009, S. 193. 
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6.4 Das NKHR – Vermögensverzehr zerrt am HH-Ausgleich 
In häufigem Zusammenhang mit dem neuen Haushaltsrecht steht die kriti-
sche Betrachtungsweise des Haushaltsausgleichs aufgrund des damit 
verbundenen Vermögensverzehrs. 
Der Vermögensverzehr, auch Abschreibungen genannt, ist eines der gro-
ßen Neuerungen, welches die Gemeindehaushaltsreform mit sich bringt. 
Aufgrund der Auswirkung des hohen Aufwands in der Ergebnisrechnung 
und des dazu führenden erschwerten Haushaltsausgleichs im Vergleich 
zur Kameralistik, sind die Abschreibungen häufig kritisiert. Es lässt sich 
aus der Befragung der Gemeinderäte jedoch eine positive Einstellung dem 
gegenüber erkennen.  
Rund 70 % halten die Erwirtschaftung der Abschreibungen als „gut“ bzw. 
sogar „sehr gut“. Lediglich 10 % der befragten Gemeinderäte äußern zu 
dieser Thematik eine negative Einstellung. Sie halten das Erwirtschaften 
von Abschreibungen für „eher schlecht“ bzw. „schlecht“.  
 
Sinn und Zweck der Erwirtschaftung von Abschreibungen
sehr gut 31 24,41%
gut 59 46,46%
befriedigend 24 18,90%
eher schlecht 7 5,51%
schlecht 6 4,72%  
Abb. 20: Sinn und Zweck der Erwirtschaftung von Abschreibungen 
 
Trotz der positiven Bewertung des Sinns und Zwecks der Erwirtschaftung 
der Abschreibungen, bringt dies ein erschwerter Haushaltsausgleich im 
Vergleich zur Kameralistik mit sich.  
In der Haushaltsrede des Jahres 2010131 weist der amtierende Oberbür-
germeister Franz Schaidhammer auf eine jährlichen Abschreibungsbelas-
tungen von ca. 3,0 – 3,5 Mio. € hin. Anhand der Ergebnishaushalte der 
vergangenen, seit der Einführung des NKHR, und zukünftigen Jahre bezif-
___________________ 
131 Vgl. Haushaltsrede für das Jahr 2010 von Oberbürgermeistern Franz Schaidhammer; 
siehe Anlage 3.  
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fert er den Fehlbetrag aus 15 Jahren in Höhe von 31 Mio. €. Zum selben 
Zeitraum liegen diesem Ergebnis 50 Mio. € als Abschreibungen auf die 
Vermögensgegenstände zugrunde. Tatsächlich wurden somit lediglich 19 
Mio. € über die Abschreibungen finanziert. Der Ressourcenverbrauch ist 
daher größer als das Ressourcenaufkommen und der ordentliche Haus-
halt nicht ausgeglichen. Der durch die Reform mit sich bringende er-
schwerte Haushaltsausgleich ist anhand dieses Beispiels nachvollziehbar.  
Dasselbe Ergebnis liefern die Aussagen der Gemeinderäte im Rahmen 
der empirischen Umfrage. 













schwerer einfacher keine Meinung
 
Abb. 21: Vergleich des Haushaltsausgleichs der kommunalen Doppik zur Kameralistik 
 
Dass der Haushaltsausgleich durch das neue Haushaltsrecht erschwert 
sein wird, drücken knapp 60,00 % aller Befragten aus. 
Die Erwirtschaftung der Abschreibungen bringt nicht nur das Ziel der Refi-
nanzierung der Vermögensgegenstände mit sich. Das Ressourcen-
verbrauchskonzept bringt auch den erwähnten Cashflow mit sich. Dieser 
wird in der Finanzplanung ausgewiesen und steht dadurch für die Finan-
zierung von Investitionen, Schuldentilgungen oder eine Verstärkung von 
Liquiditätsreserven zur Verfügung. Es werden damit die „zinslosen“ liqui-
den Mittel einer Kommune erhöht.132 Der Cashflow dient also zur Minde-
rung der Finanzierungslücke. Werden die Aufwendungen für die Abschrei-
___________________ 
132 Vgl. Pünder, 2003, S. 358. 
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bungen durch die laufenden Erträge im ordentlichen Jahresergebnis ge-
deckt, so stehen diese Mittel – als sog. Cashflow – im Finanzhaushalt als 
Eigenmittel z.B. für die Finanzierung von Investitionen zur Verfügung.133 
Aufgrund der Abschreibungen, die aufwandswirksam in die Ergebnisrech-
nung einfließen, müssen diese – um einen ordentlichen Haushaltsaus-
gleich zu gewährleisten – durch die Erträge in der Ergebnisrechnung ge-
deckt sein. Zu den Ausgaben des herkömmlichen Verwaltungshaushalts 
kommt durch das NKHR die Erwirtschaftung des planmäßigen – nicht zah-
lungswirksamen – Vermögensverzehrs hinzu. 134 Die Mittel für die laufen-
de Verwaltungstätigkeit werden dadurch um die Abschreibungen pro Jahr 
gekürzt. 
Zudem muss unter aller Kritik der Abschreibungen und dem dadurch er-
schwerten Haushaltsausgleich, die Möglichkeit der Erfüllung von NKHR-
Zielen durch das Ressourcenverbrauchskonzept betracht werden. 
6.5 Das NKHR – am Ziel vorbeigezielt 
Das NKHR basiert auf zahlreichen Zielen, die mit einer Umstellung auf das 
neue Haushalts- und Rechnungswesen erfüllt werden sollen. Wie bereits 
im Kapitel 3 erläutert ist die intergenerative Gerechtigkeit, die bessere 
Steuerungsmöglichkeiten durch den Gemeinderat, sowie die Verbesse-
rung der Transparenz wichtiger Bestandteil der Änderung des Haushalts- 
und Rechnungswesens. Häufig wird die Erreichung dieser Ziele von den 
Gegnern der Haushaltsmodernisierung bezweifelt. Dass diese Ziele für 
den Gemeinderat von übergeordneter Bedeutung sind, wird dabei gerne 
außer Acht gelassen. Die Wichtigkeit dieser Ziele aus Sicht des Gemein-
derats lässt sich durch die empirisch durchgeführte Befragung im folgen-
den Diagramm belegen. 
 
___________________ 
133 Vgl. Pünder, 2003, S. 348. 
134 Vgl. a.a.O., S. 344. 
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sehr wichtig wichtig teils/teils eher unwichtig unwichtig
intergenerative Gerechtigkeit
Bessere Steuerung durch den Rat
Verbesserung der Transparenz
 
Abb. 22: Ziele des neuen Haushaltsrechts 
 
Es kommt zum Ausdruck, dass grundsätzlich ca. 80 % diese Ziele für min-
destens „wichtig“ bzw. sogar als „sehr wichtig“ bewerten. Als bedeutends-
tes Ziel wird dabei die „Verbesserung der Transparenz“ mit 87,40 % von 
den Befragten angegeben.  
Sofern das NKHR die Ziele erfüllt, ist den Bedürfnissen der Gemeinderäte 
gerecht geworden. Dass die intergenerative Gerechtigkeit durch das 
NKHR gewährleistet wird, zeigt das Ressourcenverbrauchskonzept und 
den damit verbundenen jährlichen Abgrenzungen der Aufwands- und Er-
tragsposten. Der besseren Steuerung durch den Gemeinderat ist durch 
die Möglichkeit der Kennzahlen- und Zielformulierung Rechnung getragen. 
Dass es sich hierbei um ein langfristiges Ziel handeln kann, wurde bereits 
im Kapitel 6.2 dargestellt. Eine Verbesserung der Transparenz – bzw. der 
Kostentransparenz – ist ebenfalls durch die Abbildung des Ressourcen-
verbrauchs gewährleistet. Die damit entstehende Sicht aller für das Haus-
haltswesen relevanten Kosten dient zur besseren Sicht des Ganzen.  
Die Ziele können durch das NKHR erreicht werden. Langfristig betrachtet 
– und damit sei gesagt, dass jede Reform seine Zeit braucht – sind die 
Reformziele sogar erreichbar.  
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7 Fazit 
Die empirische Umfrage der Gemeinderäte und die in den vorherigen Ka-
piteln erläuterten Diskussionen über deren Aussagen zeigen ein klares 
Meinungsbild der Gemeinderäte, die bereits mit einem Haushaltswesen 
auf der Basis der doppelten Buchführung arbeiten. 
 
Zum einen wurden die Kritikpunkte der Kameralistik – aus Sicht des Ge-
meinderats – verdeutlicht. Dieses Haushaltsystem ist für den Gemeinderat 
ein unzureichendes Konzept. Der fehlende Einblick in die finanzielle Situa-
tion, die mangelhafte Abbildung von bedeutenden Entscheidungsinstru-
menten, sowie eine Vergleichbarkeit mit strukturell ähnlichen Kommunen 
wird durch die Kameralistik nicht gewährleistet. Selbst ein kameral erfah-
rener Gemeinderat bezweifelt das System des „Ausläufers“. Und diese 
Erkenntnisse herrschen trotz der äußerst hohen Einstufung der Bedeutung 
des Haushaltswesens für einen Gemeinderat. Durch die Umfrage wurde 
die Kameralistik in erhöhtem Maße kritisiert – in der Gesamtbewertung 
erreicht das kamerale System die Note 3,62. 
 
Die Erfahrungen mit dem neuen Haushaltsrecht spiegeln ein positives Er-
gebnis – im Gesamten erhält dieses System die Note 2,53. Es zeigt, dass 
das neue Haushaltsrecht in seinen noch „jungen Jahren“ Tendenzen zu 
einem möglichen effektiveren und effizienteren Umgang mit dem kommu-
nalen Haushaltswesen entwickelt. Die Gesamteinschätzung, dass das 
neue Haushaltsrecht für einen Jeden einen Vorteil bringt, zeigt dass das 
mit der Reform verfolgte Ziel erreicht wurde. Der Wandel vom Geld-
verbrauchs- zum Ressourcenverbrauchskonzept ist für den Gemeinderat 
ein wichtiges Element, welches er durch das neue Haushaltsrecht erreicht. 
Trotz erschwertem Haushaltsausgleich und dadurch möglichen verbunde-
nen Einschränkungen bzgl. der zukünftigen Haushaltsjahre ist der Ge-
meinderat am Ende über die Erreichung der intergenerativen Gerechtig-
Fazit  Seite I -62- 
keit, sowie weiteren Zielen zufrieden. Dazu liefert die empirische Umfrage 
in etwa sogar die Aussage „koste was es will“. 
 
Die Ergebnisse aus der empirischen Umfrage zeigen den positiven Nutzen 
der Gemeinderäte auf und zeigen „kein Ende der Kommunalpolitik“. Durch 
das neue Haushaltsrecht wurde ein System erschaffen, welches aus den 
Reihen der Gemeinderäte überwiegend – mit 71,54 % aller Befragten – 
befürwortet wird. 
 
Nach der Meinung des Verfassers ist für den weiteren Verlauf der Umstel-
lung auf das NKHR ein Umdenken in den Verwaltungen von Nöten. Nicht 
nur gegenüber dem Gemeinderat, sondern auch der Bürgerschaft ist es 
mehr als gerecht „reinen Wein“ – also die Abbildung der gesamten finan-
ziellen Lage einer Kommune – einzuschenken. Dabei sollten „Frust und 
Ängste“ in den Verwaltungen über den mit sich bringenden Aufwand der 
Reform nicht auf diejenigen projiziert werden, die das Neue Kommunale 
Haushaltsrecht befürworten.  
Die Erfahrungen der befragten Gemeinderäte werden sich auch nach der 
Einführung bei den Gemeinderäten im Gesamtgebiet Baden-Württemberg 
in gleichermaßen feststellen lassen. Zahlreiche Entscheidungsträger wis-
sen erst nach der Umstellung bescheid, was das neue System für Vorteile 
bringt.  
Die Verwaltungen müssen frühzeitig beginnen den Gemeinderat mit der 
Thematik zu konfrontieren. Das NKHR hat keinen Zweck wenn es in den 
Verwaltungen und der Politik nicht gelebt wird. Die Einstellung, man wolle 
zum spätmöglichsten Zeitpunk umstellen ist destruktiv. Vor allem deshalb 
weil klar ersichtlich ist, dass der Gemeinderat – aber auch die Verwaltung 
und der Bürger – einen Vorteil und somit einen Nutzen durch das NKHR 
erhalten. 
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Anlage 1: Fragebogen - Der Gemeinderat im neuen Haus-





Der Gemeinderat im neuen Haushaltsrecht
                                  - Ihre Meinung ist gefragt
Das Neue Kommunale Haushaltsrecht - NKHR
Sehr geehrte Damen und Herren,
mein Name ist Achim Beck und ich wohne in Ingelfingen. Derzeit absolviere ich an der 
Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen in Ludwigsburg das Studium zum 
Diplom-Verwaltungswirt. Den Schwerpunkt meines Studiums habe ich auf den Bereich 
"Finanzmanagement in Kommunen" gelegt. Aktuell arbeite ich an der Erstellung meiner 
Diplomarbeit zum Thema "Der Gemeinderat im Neuen Kommunalen Haushaltsrecht".
Während sich zahlreiche Kommunen in der Umgestaltung des kommunalen 
Haushaltsrechts sich noch am Anfang des Umstellungsprozesses bewegen, gehört Ihre 
Kommune bereits zu einer von denjenigen, die sich mit der kommunalen Doppik befasst 
haben.
Ständig werden viele Erwartungen an die kommunale Doppik angehängt. Doch was bringt 
es wirklich? Und welchen Nutzen haben am Ende die Kommunalpolitiker von dem 
langwierigen Prozess? Neue Begriffe, eine komplett neue Systematik mit 
unverständlichen Zusammenhängen? - Ist das der Weg zur Effizienzsteigerung der 
Kommune?
"Gemeinderäte für Gemeinderäte" - nach diesem Prinzip soll ein Konzept zur Vorbereitung 
der Kommunalpolitiker auf die kommunale Doppik erarbeitet werden.
Dieser Fragebogen setzt darauf ab, die positiven, als auch die negativen Erfahrungen der 
Kommunalpolitiker von den bereits doppisch buchenden Kommunen in Deutschland 
herauszuarbeiten, um die Ergebnisse an Kommunen, die noch vor der Umstellung des 
Haushaltsrechts stehen, hinweisend weiterzugeben.
Die Teilnahme an der Umfrage ist freiwillig. Alle Ihre Angaben werden anonym behandelt, 
d.h. der Fragebogen soll ohne Angaben von Namen und Adressen ausgewertet werden. 
Der Name Ihrer Kommune wird in keinem Fall in der Ausarbeitung auftauchen, so dass Ihre 
Angaben persönlich geschützt sind.
Für die Forschungsarbeit unterliegt der Fragebogen den Regelungen der 
Datenschutzgesetzgebung. 
FÜR IHRE INTERVIEWTEILNAHME MÖCHTE ICH IHNEN VORAB
SEHR FREUNDLICH DANKEN
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Anlage 2: Auswertung der empirischen Umfrage - Der Ge-
meinderat im neuen Haushaltsrecht 
 
 
1. Allgemeine Erläuterungen zur empirischen Umfrage 
 
Anlass und Ziel der empirischen Umfrage 
Die empirische Umfrage wurde zur Erhaltung eines aktuellen Meinungs-
bilds von Kommunalpolitikern zur Thematik der Kameralistik und des Neu-
en Kommunalen Haushaltsrechts durchgeführt. Es wurden Kommunalpoli-
tiker, deren Kommunalverwaltung bereits das doppelte Haushalts- und 
Rechnungswesen eingeführt haben für die Umfrage herangezogen. Die 
Befragung zielt im Besonderen auf die Erarbeitung eines Nutzens für den 
Gemeinderat durch das neue Haushaltsrecht ab. 
 
Art der empirischen Umfrage 
Die Umfrage wurde schriftlich durch das Austeilen eines Fragebogens 
durchgeführt. Der Fragebogen wurde nach folgendem Schema erarbeitet 
und aufgebaut. 
Im Teil I „Personenbezogene Angaben“ wurden Fragen zur Person ge-
stellt, um für statistische Zwecke Informationen zu erhalten. Dabei zielten 
die Fragen auf das Geschlecht, die Altersklasse, die Tätigkeitsjahre im 
Gemeinderat, die berufliche Tätigkeit des Gemeinderats, sowie die Be-
schäftigung mit der Doppik im Berufsleben und die Größenklasse und der 
Eröffnungsbilanzstichtag der Kommune ab. 
Im zweiten Teil „Fragen zum Haushaltswesen“ konnten die Gemeinderäte 
Aussagen über das allgemeine Interesse am Haushaltswesen der Kom-
mune, sowie einzelne Problemstellungen der Kameralistik und Äußerun-
gen zum neuen Haushaltsrecht treffen. Im abschließenden Teil 3 „Ab-
schließende Fragen“ wurde eine Gesamtbewertung der Kameralistik, als 
auch der kommunalen Doppik verlangt. Zudem hatten die Gemeinderäte 
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die Möglichkeit Stellung zu nehmen, Anregungen zu erwähnen oder Kritik 
zu äußern. 
 
Teilnehmer der empirischen Befragung 
Bei der Befragung der „doppischen“ Kommunalpolitiker wurden die Kom-
munen aus Baden-Württemberg, Hessen und Nordrhein-Westfalen per 
Zufall im Internet ausgewählt und kontaktiert. Die Umfrage konnte nicht 
nur auf Baden-Württemberg beschränkt werden, da es sich hierbei um 
eines der letzten Bundesländer handelt, welches das Gesetzt zum Neuen 
Kommunalen Haushaltsrecht beschlossen hat. Die Umstellung des Haus-
halts- und Rechnungswesens ist in Baden-Württemberg erst auf das Jahr 
2016 verpflichtend und somit zum aktuellen Stand noch eine geringe An-
zahl von Kommune im Umstellungsprozess. Aus diesem Grund wurde die 
Umfrage ebenfalls in den Bundesländern Hessen und Nordrhein-
Westfalen durchgeführt. In Nordrhein-Westfalen wurde das „Neue Kom-
munale Finanzmanagement“ (NKF) zum 1. Januar 2005 eingeführt, wel-
ches die Kommunen zu einer gesetzlichen Übergangsphase von vier Jah-
ren zur Umstellung verpflichtet. In Hessen ist die Rede von einem „Neuen 
Kommunalen Rechnungs- und Steuerungssystem“ (NKRS), womit die 
Neuregelung der GemHVO ebenfalls im Jahr 2005 verbunden ist. Die un-
terschiedlichen gesetzlichen Grundlagen der einzelnen Bundesländer, in 
Baden-Württemberg spricht man vom „Neuen Kommunalen Haushalts-
recht“, war für die Umfrage nicht von Bedeutung. Die Fragen bezogen sich 
auf allgemeine grundsätzliche Thematiken des neuen Haushaltsrechts, 
welche alle Haushaltsrechtsgesetze beinhalten. 
Durch die schon frühzeitige Umstellung in den Bundesländern Nordrhein-
Westfalen und Hessen, als auch von den Teilnehmern in Baden-
Württemberg konnte somit ein qualifiziertes und aussagekräftiges Mei-
nungsbild der Kommunalpolitiker erreicht werden. 
 
Im Folgenden bezieht sich der Begriff „Neues Kommunales Haushalts-
recht“ auf alle Arten der neuen Haushaltsrechtsregelungen der drei betei-
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ligten Bundesländer.135 Ebenso beinhalten die Begrifflichkeiten „Gemein-
derat“, „Kommunalpolitiker“ oder „Mandatsträger“, alle Arten von Vertre-
tungsorganen der drei beteiligten Bundesländer. Im baden-
württembergischen Gemeinderecht ist bei der Organregelung die Rede 
von dem Gemeinderat.136 Dabei handelt es sich im Bundesland Hessen 
um die Gemeindevertretung bzw. die Stadtverordnetenversammlung oder 
auch, je nach Durchführung der Umfrage der einzelnen Kommunen, um 
den Magistrat.137 Im Bundesland Nordrhein-Westfalen ist grundsätzlich die 
Rede vom Rat der Gemeinde oder der Stadt.138 
 
Die Rücklaufquote 
Durch eine nach Zufall ausgewählte Anzahl von 70 Kommunen in den drei 
beteiligten Bundesländern, klärten sich 35 Kommunen bereit, an der Um-
frage teilzunehmen und somit den Mandatsträgern den Fragebogen zu-
kommen zu lassen. Der Fragebogen wurde über die einzelnen Verwaltun-
gen in der Gesamtheit an 1.103 Mandatsträger ausgehändigt. Die Umfra-
ge verlief während des Zeitraums  1. November 2009 bis 31. Januar 2010. 
Die Rücklaufquote beläuft sich, nach Abgabe von 131 ausgefüllten Frage-
bögen, auf 11,88 %.  
 
 
2. Statistische Auswertung der „Personenbezogenen An-
gaben“ 
Dieser Abschnitt stellt die statistischen Angaben der Befragten dar. Dies 
beinhaltet das Geschlecht, die Altersklasse, die Amtszeit der Gemeinderä-
te, sowie Fragen über das Berufsfeld, die Größenklasse der Kommune 
___________________ 
135 Für Baden-Württemberg: Neues Kommunales Haushaltsrecht (NKHR) 
  Für Hessen: Neues Kommunales Rechnungs- und Steuerungssystem (NKRS) 
  Für Nordrhein-Westfalen: Neues Kommunales Finanzmanagement (NKF) 
136 vgl. § 23 GemO Baden-Württemberg.  
137 vgl. § 9 HGO(Hessische Gemeindeordnung) in der Fassung vom 1. April 2005. 
138 vgl. § 40 GO NRW in der Fassung vom 24. Juni 2008. 
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und das Stichtagsjahr der Eröffnungsbilanz der Kommune. Es entspricht 
den Fragen 1 bis 8 aus dem Teil I „Personenbezogene Angaben“ 
 
Geschlecht 
Von den 131 befragten Gemeinderäten sind 13,08 % (17) weiblich und 




Bei der klassifizierten Frage nach dem Alter der Gemeinderäte ergab sich 
eine prozentuale Verteilung wie folgt. 0,77 % (1) der Befragten sind zwi-
schen 18 und 24 Jahren. 13,08 % (17) stellen die 25- bis 39-jährigen dar, 
die größte Befragungsgruppe bilden mit 60,00 % (78) die Gemeinderäte 
im Alter von 40 bis 60 Jahren und die über 60-jährigen stellen 26,15 % 
(34) der Befragten. 
 
 
Ihre Tätigkeit im Gemeinderat betreiben Sie seit…? 
Auf die Frage nach der Anzahl der bisherigen Tätigkeitsjahre im Gemein-
derat ergibt sich folgendes Ergebnis. 
 
Tätigkeit als Gemeinderat 130
weniger als 5 Jahre 31 23,85%
5 bis 10 Jahre 38 29,23%
10 bis 20 Jahre 39 30,00%
> 20 Jahre 22 16,92%  
 
 
In welchem der folgenden Tätigkeitsbereiche üben Sie 
Ihren Beruf aus? 
Im Zusammenhang mit der Frage nach dem Berufsfeld des Befragten er-
gab sich die nachstehende Verteilung. 
 








Kaufmännischer Bereich 18 13,95%
Haus-/Landwirtschaft 6 4,65%
Sonstiges 29 22,48%  
 
Unter den Antworten „Sonstiges“ wurden am häufigsten der Ruhestand, 




Haben Sie in Ihrem Berufsfeld mit Bilanzen oder Gewinn- 
und Verlustrechnungen zu tun? 
Auf diese Frage ergibt sich folgendes Schaubild 
 
Kenntnis über Bilanz und GuV durch die 







Sind Sie als Selbständiger Unternehmer, Gesellschafter, 
Geschäftsführer oder Vorstand in Ihrem Beruf tätig? 
Daraufhin zeigt sich das nachstehende Umfrageergebnis. 
 
Anlagen  Seite I XVIII 
Selbständiger Unternehmer, Gesellschafter, 







Größenklasse der Kommune 
Die Gemeinderäte lassen sich prozentual in folgende Größenklassen nach 
Gemeinden einteilen. 0,77 % der Befragten sind Gemeinderäte aus einer 
Kommune bis 5.000 Einwohner. Auf die Kommunen von 5.000 bis 10.000 
Einwohner fallen 20,77 %. Die meisten Befragten, mit 45,83 %, stellen 
Gemeinderäte aus Kommunen von 10.000 bis 20.000 Einwohnern dar. 
Darüber hinaus, also auf Kommunen mit einer Größenklasse über 20.000 
Einwohnern, entfallen 33,08 % der Befragten. 
 
Größenklasse der Kommune 130
bis 5.000 EW 1 0,77%
5.000 - 10.000 EW 27 20,77%
10.000 - 20.000 EW 59 45,38%
> 20.000 EW 43 33,08%  
 
 
Ihre Kommune hat die erstmalige Eröffnungsbilanz im 
Jahr ______ erstellt. 
Bei der Frage nach dem Stichtag der Eröffnungsbilanz zeichnet sich fol-
gendes Ergebnis ab.  
 





01.01.2005 und früher 12 9,30%  
Anlagen  Seite I XIX 
Der häufigste Stichtag der Eröffnungsbilanz der Befragten ist mit 50,39 % 
der 1. Januar 2008. Darauf folgt mit 17,05 % der 1. Januar 2006, wie auch 
mit 14,73 % der 1. Januar 2009. Bei 9,30 % der Mandatsträger liegt der 
erstmalige Eröffnungsbilanzstichtag in den Jahren vor dem 1. Januar 
2006. Schlusslicht mit 8,53 % stellt der 1. Januar 2007 dar. 
 
 
3. Fragen zum Haushaltswesen – Allgemein 
Unter dieser Rubrik werden die Aussagen der Befragten zu einem allge-
meinen Meinungsbild über die Rolle und die Bedeutung des Haushaltswe-
sens dargestellt. Dies beinhaltet die Frage 1 und 2 des Teils II „Fragen 
zum Haushaltswesen“. 
 
Welche der folgenden kommunalen Aufgabenbereiche 
sehen Sie aus Sicht Ihrer Tätigkeit im Gemeinderat als 
am wichtigsten an. 
Für diese Frage waren Mehrfachnennungen von maximal drei Antworten 
möglich. Dabei haben alle 131 Befragten insgesamt 363 Antworten aus-
gesagt. Es ergibt sich folgendes Ergebnis. 
 
Bedeutung der kommunalen Aufgabenbereiche 363
Kinder-, Jugend-, Familiepolitk 89 24,52%
Dienstleister Kommunalverwaltung 15 4,13%
Bauliche Entwicklung der Kommune 49 13,50%
Freizeit- & Kultureinrichtungen der Kommune 19 5,23%
Finanzpolitik 83 22,87%
Wirtschaftliche Entwicklung der Kommune 88 24,24%
Seniorenpolitik 13 3,58%
Sonstiges 7 1,93%  
 
Unter der Rubrik „Sonstiges“ wurden die Umweltpolitik, sowie die Erhal-
tung der Infrastruktur genannt. 
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Wie wichtig ist der kommunale Haushalt für Sie? 
Zu dieser Frage konnten sich die Gemeinderäte über die Bedeutung des 
Haushaltswesens in der Kommune äußern. Dabei ergibt sich folgende 
prozentuale Verteilung auf die Antworten „sehr wichtig“, „wichtig“, „weniger 
wichtig“ und „unwichtig“. 
 
Rolle des kommunalen Haushalt 131
sehr wichtig 90 68,70%
wichtig 39 29,77%
weniger wichtig 2 1,53%
unwichtig 0 0,00%  
 
 
4. Fragen zum Haushaltswesen – Kameralistik 
In diesem Teil werden die Meinungsbilder der Gemeinderäte über die Ka-
meralistik dargestellt. Dieses Kapitel beinhaltet die Fragen 2 bis 6 aus 
dem Teil II „Fragen zum Haushaltswesen“ des Fragebogens.  
 
Mit der Systematik der Kameralistik waren Sie nach ei-
gener Einschätzung folgendermaßen vertraut. 
Die Antworten auf diese Frage verteilen sich wie folgt. 
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Die Kameralistik ermöglicht den optimalen Einblick in 
die finanzielle Situation der Kommune. 
Zu dieser Frage haben 129 der befragten Gemeinderäte eine Aussage 
getroffen. 
 
















Kreuzen Sie aus Ihrer Sicht folgende zutreffenden Krite-
rien an. Im kameralen Haushalt… 
Die Gemeinderäte konnten hierzu folgende Aussagen ankreuzen. 
- sind die Folgebelastungen der Zukunft erkennbar 
- sind die Entwicklungen des Wertes vom kommunalen Vermögen erkennbar 
- herrscht Klarheit über Einnahmen und Ausgaben 
- können einfach und schnell finanzpolitische Zahlen herausgelesen werden 
- werden Schulden und Vermögen ausreichend abgebildet 
Die Ergebnisse der Umfrage sind im nachstehenden Diagramm darge-
stellt. 
 




Durch die Zahlen aus dem kameralistischen Buchungs-
system konnte Ihre Kommune problemlos mit anderen 
Kommunen verglichen werden.  
127 aller 133 Gemeinderäte haben bezüglich dieser Frage eine Antwort 
ausgesagt. 
 
Vergleichbarkeit von Kommunen 127
trifft zu 7 5,51%
trifft etwa zu 26 20,47%
teils/teils 30 23,62%
trifft eher nicht zu 34 26,77%
trifft nicht zu 30 23,62%  
 
 
5. Fragen zum Haushaltswesen - Kommunale Doppik 
Die Kommunalpolitiker wurden zudem, hierauf liegt der Schwerpunkt der 
Befragung, zu Grundthematiken der kommunalen Doppik befragt. Diese 
schließt, sowohl das Verständnis über die kommunale Doppik, als auch 
die Vor- und Nachteile der vom Haushaltsrecht betroffenen Personen, die 
Kostenaspekte, haushaltsausgleichsrechtliche Fragen, sowie die Prozes-
se des Haushaltswesens und die Ziele aus Sicht des Gemeinderats ein. 
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Dieses Kapitel der Auswertung bezieht sich auf die Fragen 7 bis 15 des 
Teils II „Fragen zum Haushaltswesen“ des Fragebogens. 
 
Mit den neuen Begriffen, sowie den Zusammenhängen 
der kommunalen Doppik haben Sie sich schnell zurecht-
gefunden. 
Die Befragten wurden im Zusammenhang mit dem neuen Haushaltsrecht 
über das Zurechtfinden mit den Begrifflichkeiten und den Zusammenhän-
gen der kommunalen Doppik befragt. Dazu trafen 129 der Befragten eine 
Aussage. 
 
Zurechtfinden in der kommunalen Doppik 129
trifft zu 27 20,93%
trifft etwa zu 46 35,66%
teils/teils 26 20,16%
trifft eher nicht zu 23 17,83%
trifft nicht zu 7 5,43%  
 
 
Von Befürwortern der kommunalen Doppik wird diese 
als einfacher, klarer und zuverlässiger als die Kameralis-
tik angesehen. Kreuzen Sie Ihre Meinung dazu an.  
Auf diese Frage ergibt sich folgendes Ergebnis. 
 
Die kommunale Doppik ist im Vergleich zur Kameralistik … einfacher klarer zuverlässiger
trifft zu 18,55% 29,37% 26,40%
trifft etwa zu 29,03% 36,51% 40,00%
teils/teils 28,23% 18,25% 21,60%
trifft eher nicht zu 16,13% 7,94% 6,40%
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Sehen Sie Vor- oder Nachteile in der kommunalen Dop-
pik im Bezug auf die Verwaltung, den Gemeinderat oder 
den Bürger? 
Auf diese Frage beurteilten dies 124 Gemeinderäte im Bezug des Vor- 
oder Nachteils auf die Verwaltung, 129 im Bezug auf den Gemeinderat 
und lediglich 115 der Befragten trafen eine Aussage über Vor- oder 
Nachteile für die Bürgerschaft. 
 
Vor- oder Nachteile der kommunalen Doppik für die Verwaltung, den 















Den Befragten stand zudem für diese Frage die Möglichkeit einer Begrün-
dung zur Verfügung. Im Folgenden werden diese Begründungen aufge-
führt. 
 
Vorteile der Verwaltung: 
besser Transparenz; da die Doppik einfacher, klarer und zuverlässiger ist; Wissensvor-
sprung; übersichtlicher; Verwaltung erhält Eigenverantwortung über das Budget; stärkere 
Eigenverantwortung; wenn man die Doppik versteht; kann effizienter gestaltet werden; 
Kostentransparenz; geringere Arbeitsmenge; effektive Kosten sind ersichtlich; klarer; 
Aufteilung in Einzelposten, Erfassung von Gesamtkosten; Verhältnis Aktiva/Passiva und 
Kennzahlen werden vergleichbar; gesamte Finanzlage; Die Kalkulation von Prozessen 
wird vereinfacht; Erkennbarkeit kommunales Vermögen; nach der Einarbeitung wird das 
Buchungsverhalten einheitlicher; besserer Überblick vom Gemeindevermögen; Überblick 
bei Investitionen in die Zukunft; Kostenstruktur besser erkennbar; klare Vorgaben; auf-
grund der Doppik kann die Verwaltung Schlüsse ziehen und danach handeln; durch die 
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Einführung des weit verbreiteten Systems können die Mitarbeiter der Verwaltungen auf 
eine verstärkte Akzeptanz ihrer Arbeit hoffen; Geld- und Ressourcenverbrauch werden 
korrekt dargestellt; Folgelast/Vermögen besser erkennbar; klare Zuordnung des Res-
sourcenverbrauchs; Ressourcenverbrauch ist eindeutiger ablesbar; Transparenz für mit-
tel- und langfristige Finanzpolitik; Abbildung der finanziellen Situation und Bedürfnis-
/Entwicklung; sieht eher was sie an finanziellen Mitteln zur Verfügung hat; Transparenz, 
Kostentrends; halte Doppik grundsätzlich für vorteilhafter! Vorraussetzung: Konsequente 
Umsetzung und betriebswirtschaftliches Denken und Handeln; klares und bewusstes 
Arbeiten; Erkennen der eigenen Finanzsituation; Bedingung: Doppik entbürokratisieren 
 
Nachteile der Verwaltung: 
höhere Arbeitsraten bei und nach der Umstellung; Verwaltung überfordert; Aufwand und 
Kosten; Problem, sich mit dem neuen System zurecht zu finden; aufwendiger zu bearbei-
ten, fachliche Kompetenz fehlt; wenn man die Doppik versteht; mehr Arbeit und Wissen 
verlangt; bei der Umstellung erhöhter Mehraufwand; die Umstellung ist sehr aufwendig; 
Bewertung; sehr hoher Aufwand; Mehrarbeit; viel Papier; viel mehr Formalien, keine ein-
fache Doppik; Abschreibung; riesiger Aufwand/Mehraufwand; zu wenig ausgebildete 
Fachkräfte; erheblicher Mehraufwand bzgl. Datenerfassung- und pflege; langjährige Mit-
arbeiter müssen umgeschult werden 
 
Vorteile des Gemeinderats: 
bessere Transparenz; da die Doppik einfacher, klarer und zuverlässiger ist; höhere 
Transparenz, Generationengerechtigkeit; GR erhält dadurch das wirtschaftliche Denken; 
Kontrollfunktion der Gemeindevertretung ist höher; wenn man die Doppik versteht; Kenn-
zahlen, Vergleichbarkeit, vollständige Erfassung des Vermögens; Entwicklungstendenzen 
leicht erkennbar; kann Kosten von politischen Entscheidungen erkennen; Handhabung, 
Zuordnung noch unvollkommen; finanzielle Entwicklungen sind besser nachvollziehbar; 
klareres Bild als die Kameralistik; Kleinteiligkeit ist nicht mehr gegeben; effektive Kosten 
sind ersichtlich; klarer; klare Aufteilung der Kosten; Ertrags-/Aufwandsdenken statt Ein-
nahmen-/Ausgabendenken; gesamte Finanzlage; Möglichkeit des Controllings; Erkenn-
barkeit kommunales Vermögen; mehr Grundinformationen; die Vermögensentwicklung 
wird erkennbar; Möglichkeit der Zielformulierung, Kontrolle der Kennzahlen; verständli-
cher/übersichtlicher; Wiederbeschaffungswert bzw. Wertverlust erkennbar; bessere Sicht 
des Ganzen, bessere Bewertung; die Ratsmitglieder können der Verwaltung auf den 
einen oder anderen Punkt eher hinweisen; viele Politiker sind mit der Doppik und ihren 
Begriffen vertraut; transparent und knappe Darstellung des Haushalts; Transparenz; zum 
Sparen gezwungen; Eindeutigkeit; Transparenz für mittel- und langfristige Finanzpolitik; 
Abbildung der finanziellen Bedürfnis-/Entwicklung; kann die Zahlen besser vergleichen; 
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bessere Darstellung des Ressourcenverbrauchs; Vergleichbarkeit, Prognose für die Zu-
kunft; transparenter; halte Doppik grundsätzlich für vorteilhafter! Vorraussetzung: Konse-
quente Umsetzung und betriebswirtschaftliches Denken und Handeln; Vergleichbarkeit 
mit anderen Wirtschaftsbetrieben; erkennbare Grundlage; die  
Nachhaltigkeit von Investitionen wird wichtiger; Bedingung: Doppik entbürokratisieren 
 
Nachteile des Gemeinderats: 
noch größere Abhängigkeit von der Verwaltung; Gemeinderat überfordert; noch nicht als 
neuer Denkansatz für die Haushaltsführung angekommen; Kontrollverlust; wird selten 
verstanden; wenn man die Doppik versteht; Rücklagen täuschen eine bessere Situation 
vor; undurchsichtige Haushaltspositionen; viel Papier; viel zu viel unwesentlich; Ab-
schreibung; es fehlen wichtige Planungs- und Kontrollfunktionen; man bräuchte eine 
fachspezifische Ausbildung; die Begründungen in den Haushaltsplänen sind unzurei-
chend; Verrechnungen nicht nachvollziehbar 
 
Vorteile der Bürger: 
bessere Transparenz; da die Doppik einfacher, klarer und zuverlässiger ist; der Bürger 
der sich mit der Doppik auskennt, ist praktischer; kann sich besser zurechtfinden; sieht 
besser die wirtschaftliche Entwicklung der Kommune; Bürger erkennt die Entwicklung der 
Kommune; falls sich der Bürger den Haushalt ansehen würde, könnte er sich aufgrund 
der Produktbeschreibung einfacher orientieren; wenn man die Doppik versteht; indirekt 
bringt Klarheit in Schuldenstände; sieht wie effizient Verwaltung und Politik arbeiten; fi-
nanzielle Entwicklungen sind besser nachvollziehbar; auch für Laien besser nachvoll-
ziehbar; die Finanzsituation der Kommune wird besser sichtbar; klarer; Übersicht; mehr 
Transparenz der Leistungen; Kosten können besser zugeordnet werden, Erkennt wie 
Kosten die Zukunft beeinflussen; einfacher erklärbar; Folgekosten aus Investitionen bes-
ser nachvollziehbar; klare Situation im HH; für den interessierten Bürger ist die Doppik 
klarer; Generationengerechtigkeit; Nachhaltigkeit, Transparenz; generationenübergrei-
fende Finanzpolitik; besserer Einblick; bessere Darstellung Ressourcenverbrauch; halte 
Doppik grundsätzlich für vorteilhafter! Vorraussetzung: Konsequente Umsetzung und 
betriebswirtschaftliches Denken und Handeln; wenn Bürger Haushalt überhaupt versteht, 
dann die Produktbezogenheit; Übersichtlichkeit des Haushalts 
 
Nachteile der Bürger: 
absolut unverständlich; noch weniger Transparenz; schwer durchschaubar, umfangreich; 
wird selten verstanden; wenn man die Doppik versteht; Eingewöhnungsphase; kein 
Durchblick; nicht vermittelbar; Rücklagen täuschen eine bessere Situation vor; undurch-
sichtige Haushaltspositionen; unüberschaubar; Abschreibung; der Haushalt wird noch 
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weniger verständlich; Manipulierbarkeit; merkt gar nichts davon, tendenziell weniger Leis-
tung; der HH-Plan ist den BürgerInnen nicht vermittelbar; kann Vielzahl der Produkte 
kaum überblicken; unverständlich; wenig nachvollziehbar; der Normalbürger kann mit den 
Zahlen nichts anfangen und mit den Begriffen erst recht nichts 
 
 
Die Einführung der kommunalen Doppik in den Kommu-
nen ist mit erheblichen Kosten verbunden. Die Kosten 
werden für Sie im Verhältnis des Nutzens als vertretbar 
angesehen. 
Die Frage nach dem Kosten-Nutzen-Verhältnis der kommunalen Doppik 
bringt folgende Umfrageergebnisse mit sich. Insgesamt äußerten sich 128 











Für wie sinnvoll halten Sie die Erwirtschaftung der Ab-
schreibungen in der kommunalen Doppik? 
Durch die Befragung ergibt sich das nachstehende Meinungsbild über die 
Thematik der Abschreibungen. Diese Frage konnten 127 alle Gemeinde-
räte beantworten. 
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Sinn und Zweck der Erwirtschaftung von Abschreibungen 127
sehr gut 31 24,41%
gut 59 46,46%
befriedigend 24 18,90%
eher schlecht 7 5,51%
schlecht 6 4,72%  
 
 
Der Haushaltsausgleich in der kommunalen Doppik ist 
im Vergleich zur Kameralistik… 
Die Antwortmöglichkeiten waren hierbei „schwerer“, „einfacher“ oder „kei-
ne Meinung“. Auf die Frage haben 127 der Gemeinderäte eine Aussage 





keine Meinung 23 18,11%  
 
 
Folgende Prozesse des Haushaltswesens sehen Sie in 
der kommunalen Doppik als schwieriger, im Vergleich 
zur Kameralistik an. 
Aus dieser Frage ergibt sich das in der Tabelle aufgeführte Ergebnis. Zur 
Planung und Aufstellung äußerten 125 Befragte eine Meinung. Bezüglich 
der Ausführung und dem Vollzug 124 der Gemeinderäte. Zur Rechnungs-
legung und zur Prüfung, sowie zur Kontrolle gaben 121 bzw. 123 eine An-
gabe wieder.  
 
trifft zu 11,20% 3,23% 4,96% 13,01%
trifft etwa zu 34,40% 22,58% 19,83% 17,07%
teils/teils 15,20% 23,39% 27,27% 15,45%
trifft eher nicht zu 24,00% 29,84% 28,93% 30,89%
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Die kommunale Doppik wurde aus verschiedenen Zielen 
heraus entwickelt. Für wie wichtig halten Sie die folgen-
den Ziele aus Sicht eines Gemeinderats? 
Für diese Fragen wurden die Ziele „Verteilung auf Generationen“, sowie 
„bessere Steuerung durch den Rat“ und die „Verbesserung der Transpa-
renz“ zur Auswahl aufgeführt. In dieser Reihenfolge haben dazu 126, 128 
und 127 der befragten Gemeinderäte diese Ziele beurteilt. Daraus ergibt 
sich folgendes Ergebnis. 
 





















































sehr wichtig wichtig teils/teils eher unwichtig unwichtig
intergenerative Gerechtigkeit





Sie sind ein(e) Befürworter(in) der… 
Als Antwortmöglichkeit waren hier „Kameralistik“, „kommunale Doppik“ 
und „keine Meinung“ zur Verfügung gestellt. Diese Frage wurde wie folgt 
von 130 Gemeinderäten beantwortet. 
 
Befürworter(in) 130
der Kameralistik 17 13,08%
des neuen Haushaltsrechts 93 71,54%
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6. Abschließende Fragen 
In diesem Kapitel werden die aus dem Teil III „Abschließende Fragen“ des 
Fragebogens erhaltenen Aussagen dargestellt. Dies betrifft die Gesamt-
bewertung der Kameralistik, sowie der kommunalen Doppik. Zudem war 
den Gemeindräten die Möglichkeit gegeben im Allgemeinen Stellung zu 
nehmen, Anregungen zu erwähnen oder Kritik zu äußern. Diese Angaben 
werden in diesem Kapitel aufgeführt. 
 
Die Kameralistik erhält die Gesamtnote… 
Zu dieser Frage konnten die Gemeinderäte die Noten „1“ bis „6“ vergeben. 
Dabei entspricht „1“ der Note „sehr gut“ und „6“ der Note „ungenügend“. 








ungenügend 6 3,62  
 
 
Die kommunale Doppik erhält die Gesamtnote… 
Zu dieser Frage konnten die Gemeinderäte ebenfalls die Noten „1“ bis „6“ 
vergeben. Dabei entspricht „1“ der Note „sehr gut“ und „6“ der Note „un-








ungenügend 4 2,53  
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Die Folgenden Zeilen stehen Ihnen zur Verfügung zu be-
stimmten Fragen Stellung zu nehmen, Anregungen zu 
erwähnen oder Kritik zu äußern. Ebenso können Sie 
Probleme des Umstellungsprozesses aus Ihrer Sicht auf-
führen, die andere Kommunalpolitiker bzw. Verwaltun-
gen im Umgang mit Kommunalpolitikern beachten sol-
len. 
Im Folgenden werden die Angaben der Gemeinderäte wortwörtlich wie-
dergegeben.  
 
Die Doppik macht das Gehen für den Kommunalpolitiker schwerer. Weder vorher noch 
jetzt verstehen meines Erachtens auch nur 0 % der normalen Ratsmitglieder den Haus-
halt in der Kommune. 
 
NPM sollte neben NKHR verpflichtend sein. Umstellung hätte in der Kommune früher 
erfolgen müssen. Sehr zögerliche Umsetzung. 
 
Die Doppik ist überflüssig wie ein Kropf, weil keine Transparenz – wie versprochen –
realisierbar ist, zumindest für kleine Kommunen! 
 
Verwaltungsmitarbeiter, die jahrzehntelang nur die Kameralistik kennen, haben Vorbehal-
te zur Umstellung. 
 
Die Theorie ist gut, das System ist in der praktischen Umsetzung sehr problematisch, da 
es nur funktioniert, wenn sich die Gemeindegremien gegenseitig vertrauen. Eigenverant-
wortliches Handeln bedeutet ein stückweit Kontrollverlust, den insbesondere die Rats-
fraktionen in der Praxis nur schwer hinnehmen.  
 
Da die Gemeinde keine Steuern zahlt, sind die Abschreibungen unrealistisch und verfäl-
schen das Bild.  
 
Kennt sich der Bürgermeister mit Bilanzen aus? Bei uns nicht! 
Die Erfahrung der Sachwerte war (ist) sehr aufwendig! 
 
Die Kameralistik führt dazu, Geld zu verschwenden. In der Doppik werden dagegen alle 
wirtschaftlichen Aspekte dargestellt. Die „Misswirtschaft“ der Kommune wird offensicht-
lich. 
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KAMERALISTIK -> ANTIQUIERT (seit Bismark!) 
DOPPIK -> realistisch, entspricht Plänen in der Industrie (Gewinn- und Verslutrechnung) 
RAT - > kaum noch Handlungsfähig wegen dramatischer Langzeitverschuldung der 
Kommune 
 
Politik war bei der Aufstellung der Eröffnungsbilanz nicht beteiligt -> fehlende Transpa-
renz. Der Werteverbrauch wird in der Doppik dargestellt, das fördert das Streben nach 
Nachhaltigkeit. Die Kommunale Doppik ist ein teilweise fauler Kompromiss, manches 
hätte noch klarer hin zur wirtschaftlichen Rechnungslegung hin gestaltet werden müsse. 
Die Umstellung zur Doppik hat politische Rituale nicht verändern können -> Lieblingspro-
jekte von Politikern oder Bürgermeistern werden ohne große Rücksicht auf die Kosten 
durchgezogen. 
 
Die Doppik ist transparenter als die Kameralistik, es darf aber nicht dazu führen, die 
Kommunen als reines Wirtschaftsunternehmen zu sehen. Der Markt kann vieles richten, 
aber nicht alles.  
 
Verwaltung und Politik müssen das neue Doppik-System noch lernen. Zielvorgaben sind 
die eigentliche Meßlatte und die spätere Kontrollmöglichkeit. Das haben noch nicht alle in 
der Konsequenz verstanden.  
 
Einerseits kommen erstmalig die Vermögenswerte zum Vorschein, andererseits sind 
diese in der Regel nicht am Markt veräußerbar, auch das „Unternehmen Stadt“ als sol-
ches nicht. D. h. der gewählte Bewertungsansatz ist für Schulen o.ä. eher irrelevant. Die 
Bedeutung des Umlagevermögens nimmt gegenüber dem Anlagevermögen deutlich zu 
(Änderung der Kapitalbindung). Die Definition der Ausgleichrücklage ist nicht finanzkri-
sensicher. 
 
Warum wurde nicht die in der Wirtschaft übliche Systematik genommen? Warum wurden 
Zielsetzungen… gleichzeitig mit der veränderten Buchführung eingeführt? 
 
In den meisten Kommunen sind die Probleme der Umstellung – auch der neuen Software 
– noch nicht überwunden. Für eine abschließende Beurteilung der Vor. Und Nachteile 
reichen die Erfahrungen noch nicht aus. Unbefriedigend ist, dass wichtige Bestandteile 
des Vermögens (z.B. Verkehrsflächen) vollkommen unabhängig von ihrer Verwertbarkeit 
abgeschrieben werden. 
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Für mich war es schwer über einen doppischen Haushalt zu entscheiden, ohne die Eröff-
nungsbilanz zu kennen. Es sollen für jeden Produktbereich und für jedes Produkt klare 
Ziele und Zielvereinbarungen festgelegt werden. Die Kennzahlen müssen ebenfalls fest-
stehen, dann ist die Kontrolle möglich. Da wir erst in 2008 mit dem neuen Haushaltsrecht 
arbeiten, waren noch nicht sehr viele Erfahrungen gesammelt. 
 
Die kommunale Doppik macht, wenn sie als HH von der Verwaltung gut aufbereitet ist, 
den HH durchsichtiger, da fast jeder schon einmal mit einer Bilanz zu tun hatte. Die Ka-
meralistik ist gerade für Neueinsteiger schwer. 
 
Im neuen Haushaltsrecht wird der Werteverzehr jährlich als Abschreibung erfasst. Der 
Verbrauch der Ressourcen fördert den wirtschaftlichen Umgang mit den Ressourcen und 
bietet bessere Hilfestellungen für Investitionsentscheidungen in der Zukunft. 
 
Die Kameralistik kann auch ein nicht buchhalterisch (aus-)gebildetes GR-Mitglied verste-
hen (lernen). Die Doppik ist was für SpezialistInnen im GR bzw. das Nonplusultra für den 
Kämmerer (oder das weibliche Pendant…). Ein verständnisloses GR-Mitglied ist überfor-
dert und nickt zwangsläufig ab (der Verwaltung oder der Fraktion folgend). Und das ist 
nicht Sinn der Sache. 
 
Noch sind viele Bereiche nicht genau genug abgebildet: 
realisierbares Vermögen; Rückstellungen für Pensionen, etc.; es fehlen noch die Ver-
gleichszahlen mit anderen Kommunen, damit man feststellen kann, wie effizient ist die 
eigene Verwaltung. 
 
Die Doppik ist das Werkzeug, die Basis für eine strategische Steuerung der Kommune. 
Diese Steuerungsphilosophie wird noch nicht gelebt. 
 
Trotz meiner positiven Meinung zur Doppik, müsste noch mehr vereinfacht werden; Für 
Bürger schwer verständlich. 
 
Zu langsame Umstellung der höheren Behörden wie Kreis und Land 
 
Klare + einfacher: im Unternehmen ja, die Bürokratie hat das System verkompliziert! Kos-
ten zu hoch, weil zu kompliziert eingeführt! 
Insgesamt: die sehr gute Idee der doppelten Buchführung ist durch eine zu bürokratische, 
nicht wirtschaftsorientierte Ausführung verwässert und teilweise ins Gegenteil verkehrt 
worden! 
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Der Prüfungsumfang ist inflationär geworden: es wollen zu viele Behörden oberhalb der 
Kommunen weiter mitreden! 
 
Die Kosten für die Einführung des neuen Haushaltsrechts stehen in keinem Verhältnis 
zum Nutzen. Die Frage, ob Doppik oder Kameralistik kann nicht entscheiden sein. Viel 
wichtiger ist ein Mentalitätswandel der Ratsvertreter weg vom „Geschenkeverteilen“ hin 
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Anlage 3: Haushaltsrede für das Jahr 2010 von Oberbür-
germeister Franz Schaidhammer 
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Anlage 4: Steuern statt rudern - Zum Nutzen der Doppik für 
die politische Steuerung 
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